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Proletarier aller Länder vereinigt euch

Die mittlerweile seit einem Jahr fort-
dauernden Blutbäder in Syrien und
die immer schärfer werdenden
Kriegsdrohungen um den Iran lassen
deutlich werden, welches Schicksal
die Menschheit unter dem kapitalisti-
schen System erwartet, wenn dieses
seinen zerstörerischen und repressi-
ven Kräften freien Lauf lassen kann.
Während die Machthaber uns für die
eine oder andere Seite an die Front
dieser kriegerischen Auseinanderset-
zungen schicken wollen, müssen die
Ausgebeuteten und Unterdrückten
jede Beteiligung und Unterstützung
dieser Zusammenstöße zwischen ri-
valisierenden bürgerlichen Cliquen
ablehnen.  

Wer ist für diesen Horror verant-
wortlich ? Wessen mörderische
Hand steckt hinter den Militärs
und den Söldnern ? 
Die Barbarei des syrischen Regimes
ist mittlerweile jedem bekannt. Die
herrschende Clique wird vor nichts
zurückschrecken; sie hat keine Skru-
pel, Massaker zu verüben, um weiter

die Kontrolle im Land auszuüben und
ihre Privilegien aufrechtzuerhalten.
Aber wer ist diese "Freie Syrische Ar-
mee ", die behauptet, sich unter die
Führung der " Volksproteste " zu stel-
len? Nichts als eine neue Bande von
Mördern! Die FSA beansprucht für
die Freiheit des Volkes zu kämpfen,
aber in Wirklichkeit ist sie nur der be-
waffnete Arm einer anderen bürgerli-
chen Clique, die mit Bashar al-Assad
um die Macht kämpft. Dies ist eine
wahre Tragödie für die Demonstran-
ten. Diejenigen, die gegen die uner-
träglichen Lebensbedingungen, ge-
gen Armut und Ausbeutung protestie-
ren wollen, haben die Wahl zwischen
Pest und Cholera. So wird ihr Wider-
stand zermalmt, die Protestierenden
gefoltert, niedergeknüppelt und er-
mordet.  
In Syrien ist die Protestbewegung zu
schwach, um einen eigenständigen
Kampf zu entfalten. So konnte ihre
Wut sofort kanalisiert und von den
verschiedenen, sich bekämpfenden
rivalisierenden bürgerlichen Cliquen
im Lande vereinnahmt werden. Die

Demonstranten sind zu Kanonenfut-
ter geworden, gefangen in einem
Krieg, den sie nicht wollen, einge-
spannt in Machtkämpfe, die auf ihre
Kosten ausgetragen werden. Wir se-
hen eine Wiederauflage dessen, was
in Libyen einige Monate zuvor ge-
schah. 

Die FSA braucht von dem an der
Macht befindlichen blutrünstigen al-
Assad Regime in Syrien nichts Neues
zu lernen. Anfang Februar zum Bei-
spiel drohte die FSA damit, Damas-
kus und all die Hauptquartiere und
Hochburgen des Regimes zu be-
schießen. Die FSA rief die Bevölke-
rung Damaskus dazu auf, sich aus den
Gefechtsgebieten zu entfernen, ob-
wohl dies unmöglich war. Die Ein-
wohner von Damaskus hatten keine
andere Wahl als verzweifelt Schutz
zu suchen in Kellern und unterirdi-
schen Löchern. Ihnen geht es ähnlich
wie den vom Assad-Regime Verfolg-
ten und Bombardierten in Homs und
anderen Städten. 

Aber die sich zerfleischenden Rivalen
in Syrien sind nicht die einzigen Ver-
antwortlichen für diese Massaker. Die
international Verantwortlichen haben
alle einen Sitz in UN-Gremien. Am-
mar al-Wai, einer der Befehlshaber
der FSA, beschuldigte Russland und
einige Nachbarländer wie Libanon
und den Iran direkt an der Repression
beteiligt zu sein, und auch die Arabi-
sche Liga und die ‚internationale Ge-
meinschaft' wurden wegen ihrer Inak-
tivität angeprangert, weil dadurch das
al-Assad Regime noch mehr Spiel-
raum für seine Massaker erhalten
hätte. Welch eine Erkenntnis ! Die
neuen Anträge für die Verabschie-
dung einer UN-Resolution, die Ende
Februar vor der UNO eingebracht
wurden, stießen aufgrund der  impe-
rialistischen Interessensgegensätze
der Staaten, die Syrien unterstützen,
auf deren unerbittlichen Widerstand:
China und Russland stellen sich hin-
ter das syrische Regime. Russland
und Iran liefern dem Regime Waffen.

Die wichtigsten Ereignisse des
Jahres 2011 waren die Verschärfung
der globalen Krise des Kapitalismus
und die sozialen Bewegungen in Tu-
nesien, Ägypten, Spanien, Griechen-
land, Israel, Chile, USA, GB…(1).

Die Empörung hat eine internatio-
nale Dimension angenommen 

Die Folgen der kapitalistischen
Krise sind für die große Mehrheit der
Weltbevölkerung sehr hart: die Le-
bensbedingungen verschlechtern
sich, die Arbeitslosigkeit nimmt im-
mer größere Ausmaße an und deren
Dauer nimmt zu; die Prekarisierung,
welche ein Mindestmaß an Stabilität
verhindert, frisst sich immer tiefer;
extreme Armut und Hunger greifen
um sich… 

Millionen von Menschen sehen
mit großer Sorge, wie die Möglichkeit
eines "stabilen und normalen" Le-
bens, einer "Zukunft für unsere Kin-
der"  dahinschwindet. Das hat eine
tiefgreifende Empörung ausgelöst, ei-
nen Drang, die Passivität zu durch-
brechen, Plätze und Straßen zu beset-
zen, Fragen hinsichtlich der Ursachen
der Krise zu diskutieren, die sich seit
mehr als fünf Jahren extrem ver-
schärft hat. 

Die Empörung wurde noch einmal
verstärkt durch die Arroganz, die
Habsucht und die Gleichgültigkeit
gegenüber dem Leiden der Mehrheit
der Bevölkerung, die von Bankern,
Politikern und anderen Repräsentan-

ten der Kapitalistenklasse an den Tag
gelegt wird. Aber auch durch die In-
kompetenz, welche die Regierungen
gegenüber den schwerwiegenden Pro-
blemen der Gesellschaft offenbaren:
ihre Maßnahmen verschärfen nur die
Armut und die Arbeitslosigkeit ohne
irgendeine Lösung zu bieten.

Die Bewegung der Empörten hat
sich international ausgedehnt. In Spa-
nien hat sie ihren Ausgang genommen,
wo die sozialistische Regierung eines
der ersten und drakonischsten Spar-
programme durchboxte; dann in Grie-
chenland, dem Symbol der Schulden-
krise; in den USA, dem Tempel des
Weltkapitalismus; in Ägypten und Is-
rael, zwei Frontstaaten in einem der
schlimmsten und längsten imperiali-
stischen Konflikte des Nahen Ostens. 

Das Bewusstsein, dass es sich um
eine globale Bewegung handelt, brei-
tet sich weiter aus trotz des zerstöreri-
schen Gewichtes des Nationalismus,
der Anwesenheit von Leuten, die Na-
tionalfahnen in den Demonstrationen
in Griechenland, Ägypten und den
USA schwenkten. In Spanien wurde
die Solidarität mit den ArbeiterInnen
in Griechenland durch Slogans zum
Ausdruck gebracht wie: "Athen hält
aus, Madrid erhebt sich". Die Strei-
kenden von Oakland (USA, Novem-
ber 2011) riefen: "Solidarität mit der
Occupy-Bewegung auf der ganzen
Welt". In Ägypten wurde die Solida-
ritätserklärung von Kairo zur Unter-

stützung der Bewegung in den USA
verabschiedet. In Israel wurde geru-
fen: "Netanjahu, Mubarak, el Assad -
gleiche Bande" - man nahm Kontakt
zu palästinensischen Beschäftigten
auf. 

Gegenwärtig ist der Höhepunkt
dieser Kämpfe überschritten, und ob-
wohl es Anzeichen von neuen Kämp-
fen (Spanien, Griechenland, Mexiko)
gibt, fragen sich viele, "wozu hat
diese Protestwelle der Empörung ge-
dient", "haben wir etwas gewonnen?" 

Es ist notwendig, eine Bilanz zu
ziehen, um sowohl auf die positiven
Seiten als auch auf die Schwächen
und Grenzen einzugehen. 

"Besetzen wir die Plätze" - ge-
meinsamer Slogan der Bewegung

Seit mehr als 30 Jahren gab es
nicht mehr solche  breitgefächerten,
vielfältigen Initiativen wie die Beset-
zung von Straßen und Plätzen, um zu
versuchen für die eigenen Interessen
einzutreten und über die Illusionen
und Verwirrungen hinauszugehen,
die uns bremsen. 

Diese Leute, ArbeiterInnen, Aus-
gebeutete, die als ‚gescheiterte,
gleichgültige, apathische' Menschen
dargestellt werden, ‚unfähig Initiati-
ven zu ergreifen und irgendetwas ge-
meinsam zu machen', waren dazu in
der Lage, sich zusammenzusch-
ließen, gemeinsam Initiativen zu er-

greifen und die nervende Passivität zu
durchbrechen, zu der uns die Alltags-
normalität dieses Systems verurteilt. 

Dies hat unserer Moral Auftrieb
verliehen, das Vertrauen in unsere ei-
genen Fähigkeiten verstärkt und wir
haben angefangen, die Macht zu ent-
decken, die das gemeinsame Handeln
der Massen freisetzt. Die soziale At-
mosphäre wandelt sich. Das Monopol
der Politiker, Experten, "großen Füh-
rer" über die öffentlichen Themen
wird langsam infragegestellt durch
eine Vielzahl von unbekannten Men-
schen, die zu Wort kommen wollen.
[2]. 

Sicher ist das noch ein zerbrechli-
cher Ausgangspunkt. Die Illusionen,
Verwirrungen, die unvermeidbaren
Schwankungen der Gemütsverfas-
sungen, die Repression, die gefährli-
chen Fallen, in welche die Repressi-
onskräfte und der kapitalistische Staat
uns locken wollen (die linken Par-
teien und die Gewerkschaften an der
Spitze), werden Rückschritte und bit-
tere Niederlagen bewirken. Wir ste-
hen vor einem langen und schwieri-
gen Weg, voll von Hindernissen und
ohne Garantie des Sieges. Aber die
Tatsache, dass wir angefangen haben
uns in Bewegung zu setzen, ist der er-
ste Sieg. 

Die Versammlungen- das Herz der
Bewegung 

Die Versammlungen beschränkten
sich nicht auf die passive Haltung, nur
die Unzufriedenheit zu artikulieren,
sondern es wurde eine aktive Haltung
der Selbstorganisierung in den Ver-
sammlungen entwickelt. Die vielfäl-
tigen Versammlungen konkretisierten
den Leitgedanken der I. Internatio-
nale (Internationale Arbeiterassozia-
tion) von 1864: "Die Befreiung der
Arbeiterklasse muss das Werk der Ar-
beiter selbst sein". Damit wird die
Tradition der Arbeiterbewegung fort-
gesetzt, die mit  der Pariser Kommune
einsetzte und ihren Höhepunkt in
Russland 1905 und 1917 erreichte,
und sich in Deutschland 1918, Un-
garn 1919 und 1956 und Polen 1980
fortsetzte. 

Vollversammlungen und Arbei-
terräte sind die wahre Organisations-
form des Arbeiterkampfes und der
Kern einer neuen Organisationsform
der Gesellschaft. 

Vollversammlungen, um sich
massenhaft zusammenzuschließen,
anzufangen, die Ketten zu zerschla-
gen, die uns an die Lohnsklaverei ket-
ten, die Atomisierung, das "jeder für
sich" aufheben, die Isolierung im
Getto des jeweiligen Bereiches oder
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Diese einfachen Rechenaufgaben ler-
nen SchülerInnen ab dem zweiten
Grundschuljahr. Leider gibt es Kin-
der, die schon mit diesen simplen
Aufgaben Schwierigkeiten haben,
wie z.B. PISA-Untersuchungen im-
mer wieder zeigen.   Zugegeben,
wenn ein paar Nullen hinzukommen
und es sich bei den Zahlen um Millio-
nen oder Milliarden handelt, kann
man sich viel schneller verrechnen,
auch wenn sich an der Grundrechen-
art nichts ändert. Nun wurde in einem
jüngsten PISA-Test eine besonders
diffizile Aufgabe gestellt. Es ging um
den Zusammenhang zwischen der
Beherrschung der Grundrechenarten,
wirtschaftliches Verständnis, Logik
und einem durch die SchülerInnen zu
ermittelnden Faktor. Die Frage lau-
tete. "Wenn die Anfangskaufkraft
100% beträgt, diese um 10% redu-
ziert wird, hat die Kaufkraft infolge-
dessen zu- oder abgenommen?"  Na-
hezu alle SchülerInnen konnten diese
Frage ohne Probleme beantworten.
Auf die Zusatzfrage aus dem Bereich
Wirtschaft, ob das massive Absaugen
von Kaufkraft  zu einer Ankurbelung
der Wirtschaft führen könne, konnten
auch hier die meisten SchülerInnen
die Frage schnell und richtig beant-
worten. Anschließend sollten die
SchülerInnen die Aussagen von Poli-
tikern, Unternehmern usw., dass "nur
ein striktes Sparen, eine Kürzung der
Löhne usw. die Wirtschaft wieder ans
laufen bringe", mit ihren eigenen Ant-
worten vergleichen. In dem PISA-
Test konstatierten nahezu alle Schüle-
rInnen ein eklatantes Auseinander-
klaffen zwischen ihren Ergebnissen
und den Aussagen der Politiker.  Die
Frage, wie man dieses Auseinander-
klaffen zwischen den elementarsten
Ergebnissen der Mathematik, Logik
und den "Versprechen" der Politiker
und Unternehmer erklären kann, wird
zur Zeit unter den SchülerInnern heiß
diskutiert…
Scherz beiseite, was ist dran an den
"Lösungsvorschlägen" der Herr-
schenden? 

Griechenland: Sparen und Verar-
mung - ein Weg aus der Krise?    
"Allein im Jahr 2010 schrumpfte das
griechische BIP um 4,5 Prozent, bis
zum zweiten Jahresdrittel 2011 um
weitere 7,5 Prozent, während die Ver-
schuldung des Landes bis März 2011
bereits auf über 340 Milliarden Euro
wuchs.[1] Die Arbeitslosigkeit, die
Ende 2009 etwa 9,6 Prozent betrug,
ist auf 16,3 Prozent gestiegen; unter
den 15- bis 29-Jährigen ist sogar fast
jeder Dritte erwerbslos. Den im eu-
ropäischen Vergleich schlecht bezahl-
ten staatlichen Angestellten wurden
ihre Bezüge im Schnitt um 30 bis 40
Prozent gekürzt, sämtliche Rentner
des Landes mussten Einschnitte in
Höhe von etwa 20 Prozent hinneh-
men. Branchentarifverträge dürfen
mittlerweile unterlaufen werden, die
absolute Untergrenze von etwa 740
Euro Bruttolohn für eine Vollzeit-
stelle gilt für neu eingestellte junge
Erwachsene unter 25 Jahren nicht
mehr. Sie müssen mit knapp 600 Euro
im Monat auskommen - brutto." 
Griechenland mit seinen ca. 20% Ar-
beitslosen ist nur ein Beispiel einer
Entwicklung, die sich immer mehr
Bahn bricht in einer Reihe von eu-
ropäischen Staaten. In Irland ist die
Arbeitslosigkeit auf 14%, in Portugal
auf 12%, in Spanien auf über 25% an-
gestiegen - mit jeweils umfangrei-
chen Sparprogrammen. Italien, Groß-
britannien, Belgien usw. folgen auf
den Plätzen. In einem großen Teil Eu-
ropas also überall Sparen, Kaufkraft
schrumpfen… Wachstumsrückgang,
Zusammenbruch der Märkte. 

Das erinnert an die Zeit der 1930er
Jahre, als der damalige Kanzler Brü-
ning nach Ausbruch der Weltwirt-
schaftskrise die öffentlichen Ausga-
ben um 30% kürzte, die Steuern er-
höhte, die Löhne und Sozialleistun-
gen radikal gesenkt wurden, die Ar-
beitslosen und noch Beschäftigten
mit viel weniger Geld in der Tasche
ums Überleben kämpften. Das Brut-
tosozialprodukt schrumpfte 1931 um
8%, 1932 um 13%, die Arbeitslosig-

keit schnellte auf über 30%. Die wei-
tere Entwicklung ist bekannt.  Dem
Kapital gelang es nicht, die Wirt-
schaft aus dem Schlamassel zu zie-
hen. Der Krieg war die Folge. 

Deutschland: Niedriglöhne, Verar-
mung und Spaltung 
Mitte März wurde eine neue Studie
zum Lohnniveau in Deutschland ver-
öffentlicht. "Knapp acht Millionen
Menschen in Deutschland müssen ei-
ner Studie zufolge mit einem Nied-
riglohn von weniger als 9,15 Euro
brutto pro Stunde auskommen. Ihre
Zahl sei zwischen 1995 und 2010 um
mehr als 2,3 Millionen gestiegen, be-
richtet die "Süddeutsche Zeitung" un-
ter Berufung auf eine Untersuchung
des Instituts für Arbeit und Qualifika-
tion der Universität Duisburg-Essen.
Demnach sind etwa 23 Prozent - fast
ein Viertel der Beschäftigten - im
Niedriglohnsektor tätig. Laut der Stu-
die bekamen die Niedrigverdiener im
Durchschnitt im Jahr 2010 6,68 Euro
im Westen und 6,52 Euro im Osten.
Von ihnen erhielten mehr als 4,1 Mil-
lionen weniger als sieben Euro, gut
2,5 Millionen weniger als sechs Euro
und knapp 1,4 Millionen nicht einmal
fünf Euro die Stunde. Knapp jeder
Zweite der niedrig bezahlten Men-
schen arbeitet dabei voll und nicht
Teilzeit. So gibt es nach den Berech-
nungen allein fast 800.000 Vollzeit-
beschäftigte, die weniger als sechs
Euro kassieren können. Sie kommen
auf einen Monatslohn unter 1000
Euro brutto.
Stark gestiegen ist die Zahl der Nied-
rigbezahlten vor allem in West-
deutschland. Der Studie zufolge
wuchs sie in 15 Jahren in den alten
Bundesländern um 68 Prozent, im
Osten dagegen nur um drei Prozent.
Die große Mehrheit der knapp acht
Millionen Betroffenen habe aber ei-
nen Beruf
erlernt."(http://www.stern.de/wirt-
schaft/job/einkommen-in-deutsch-
land-jeder-vierte-arbeitet-fuer-einen-
niedriglohn-1799559.htmle) 
Wenn in Deutschland vom Jobwun-
der und hohen Beschäftigungszahlen
die Rede ist, liegt einer der Gründe in
der brutalen Senkung der Löhne, wel-
che Lohnabhängige oft dazu zwingt,
neben einer ersten schlecht bezahlten
Stelle noch eine weitere schlecht be-
zahlte zu suchen. Selbst das "Mana-
ger-Magazin" musste zugeben: "Das
ist die hässliche Seite des Jobbooms:
Viele neue Stellen entstanden hierzu-
lande in den Vorjahren auch deshalb,
weil die Löhne für die Tätigkeiten ge-
ring waren. Jetzt wird das Ausmaß
der Billigjobs offenbar - aber auch,
wie stark Nebenjobber diesen Boom
befeuern." http://www.manager-ma-
gazin.de/politik/arti
kel/0,2828,821203,00.html. "So er-
halten z.B. auch viele Leiharbeiter in
Automobilfabriken, die immer wie-
der neue Absatzrekorde vermelden,
gerademal 7.5 Euro, während Be-
schäftigte der  Stammbelegschaft bis
18 Euro erhalten." 

All die Beteuerungen seitens des
Staates und des Unternehmerlagers,
"Sparen bringt die Wirtschaft wieder
ans Laufen", ändern nichts an der Tat-
sache: Reduziert man die Kaufkraft
durch Lohnsenkungen, streicht man
von Sozialleistungen usw., senkt man
die  Nachfrage. Die Folge: noch mehr
produzierte Waren bleiben unver-
kauft, der  Konkurrenzdruck für die
Unternehmen wächst, Rationalisie-
rungszwang und Preiskrieg verschär-
fen sich. Die Betriebe sind gezwun-
gen, noch mehr Personal abzubauen
oder zu entlassen. Der  Staat nimmt
noch weniger Steuern ein und muss
noch mehr Geld für die Unterhaltung
der Arbeitslosen ausgeben. Das
Wachstum wird nicht angeschoben,
sondern schrumpft; die Konsequenz:
noch weniger Schuldenabbau…
Diese Methode löst nur eine Ketten-
reaktion aus. In Wirklichkeit ver-
schlimmert also die ganze Sparpolitik
nur noch die Krise und führt das Sy-
stem nicht aus der Sackgasse. 

Der Teufelskreis der Verschuldung
und des Sparens
Der andere "Lösungsansatz" - zusätz-
liche Kaufkraft schaffen durch künst-
liche Nachfragestimulierung in Form

von Billigkrediten, Verschuldung
usw. hat aber ebenso Schiffbruch er-
litten.  Diese Politik wurde während
der letzten Jahrzehnte systematisch
betrieben. 

Die Folge. In dem führenden Indu-
striestaat, der einzig verbliebenen Su-
permacht USA, melden immer mehr
Kommunen Bankrott an, immer mehr
Bundesstaaten bewegen sich in diese
Richtung. Die Kapitalisten fallen
ebenso wie Räuber über die Lohnab-
hängigen her. Einige Beispiele: "New
Yorks Bürgermeister Michael
Bloomberg, ein Milliardär, hat für
den Haushalt 2012 bereits drastische
Sparmaßnahmen verordnet, darunter
Entlassungen in vielen städtischen
Behörden, die nächtliche Schließung
von 20 Feuerwehrkommandos,
gekürzte Öffnungszeiten für Biblio-
theken und Kulturzentren sowie die
Entlassung von 6000 Lehrern im
Juni. Trotzdem droht, laut dem Büro
des Bürgermeisters, eine Etatlücke
von 4,4 Milliarden Dollar." (URL:
http://www.manager-magazin.de/po-
litik/weltwirt-
schaft/0,2828,806026,00.html)

Nachdem im Sommer 2011 eine In-
solvenz des Staates drohte, konnte
die Regierung mit einer weiteren Er-
höhung der Schuldengrenze und an-
gekündigten drastischen Streichun-
gen die Insolvenz erst einmal auf-
schieben.  "Die Bundesregierung in
Washington kann Geld drucken, die
Bundesstaaten können ihre Budget-
probleme auf die Städte abwälzen.
Doch die müssen Insolvenz anmel-
den, weil sie die Defizite nicht wei-
terreichen können." (ebenda) So be-
schreibt Stephanie Gomes, eine
Stadträtin in Vallejo, die drohende
fiskalische Kettenreaktion in den
USA. "Die malerische Stadt Vallejo
mit 115.000 Einwohnern in den Hü-
geln gegenüber von San Francisco
kehrte in diesem Sommer 2011 nach
drei Jahren aus der Insolvenz zurück.
Etwas verkürzt lautet die fiskalische
Wiederauferstehung so: Die Hälfte
der Feuerwehrleute wurde heimge-
schickt, ein Drittel der Polizisten ent-
lassen, Bibliotheken und Parks ge-
schlossen, zahlreiche öffentliche
Dienstleistungen - darunter für Seni-
oren - eingestampft. (…) Staatliche
Pensionen gelten plötzlich doch nicht
mehr als unantastbare Leistung, die
selbst einer kommunalen Insolvenz
standhält." Die bankrotte Stadt Cen-
tral Falls in Rhode Island hat jahre-
lang in die Pensionsfonds von Feuer-
wehrleuten, Polizisten und anderen
Beamten keine Beiträge eingestellt.
Nun wird ein Teil der 47 Millionen
Dollar Zusagen für Pensionen gestri-
chen, um den Banken Zinsen zahlen
zu können. Bereits 82 Pensionäre der
Stadt haben sich mit Kürzungen ihrer
Renten um bis zu 55 Prozent einver-
standen, berichten die Zeitungen in
der ärmsten Stadt von Rhode Island."
(ebenda).
Selbst die gigantischsten Konjunk-
turankurbelungsprogramme und Ver-
schuldungspraktiken können den
Bankrott nur aufschieben, bis der
Zeitpunkt kommt, wo sowohl Zah-
lungsunfähigkeit als brutale Sparpro-
gramme anstehen.  
So offenbaren all die Maßnahmen,
die die Herrschenden ergreifen, um
die Wirtschaftskrise zu überwinden,
eigentlich nur die Ausweglosigkeit
des Systems. Aus diesem Teufels-
kreis kann keine Maßnahme des Ka-
pitals führen, sondern nur die Über-
windung des Systems selbst. Die
Herrschenden wiederum müssen im-
mer mehr und unverfrorener lügen.    
D, 18.03.2012

Die jüngsten, von der Troika
(IWF, EU, EZB)  durchgeboxten
Maßnahmen sind noch brutaler als
die bislang schon beschlossenen.
Während der Proteste wurde überall
der gleiche Ruf laut: "Wir können un-
sere Familien nicht mehr ernähren
und das Geld für unsere Kinder auf-
bringen. Wir wollen nicht mehr aus-
gepresst werden".  Hier ein Aus-
schnitt aus der Liste:

- Kürzung des Mindestlohns um
22% (er wird von 750 auf 480 Euro
gesenkt) und eine Kürzung um 32%
für die unter 25jährigen, mit Konse-
quenzen für all diejenigen, deren Ein-
kommen durch die Entwicklung des
Mindestlohns bestimmt wird - für
viele Beschäftigte bedeutet dies eine
Halbierung ihrer Löhne. 

- 150.000 Stellen im öffentlichen
Dienst werden in den nächsten zwei
Jahren gestrichen, deren Löhne sollen
auf 60% des bisherigen Niveaus ge-
senkt werden. 

- Rentenkürzungen,
- Das Arbeitslosengeld wird auf

ein Jahr beschränkt,
- keine automatischen Lohnanpas-

sungen mehr, keine Berücksichtigung
der Dauer der Betriebszugehörigkeit, 

- Die Sozialausgaben werden ge-
senkt, dadurch werden die Gesund-
heitskosten für einen Großteil der Be-
völkerung nicht mehr erstattet. 

- Lohnabkommen werden in ihrer
Dauer auf drei Jahre Laufzeit be-
schränkt. 

Das ist noch nicht alles. Im No-
vember 2011 betrug die offizielle Ar-
beitslosigkeit 20.9% (ein Anstieg um
48.7% gegenüber dem Vorjahr). Die
Arbeitslosenrate beträgt bei Jugendli-
chen in der Altersgruppe 18-25 Jahre
50%. 

Innerhalb von zwei Jahren stieg
die Zahl der Obdachlosen um 25%.
Immer mehr Menschen wissen nicht
wie sie sich ernähren sollen; es erin-
nert sie an die Hungertage des 2.
Weltkriegs. Ein für ein NGO tätiger
Arzt berichtete in Libération
(30.1.12): "Ich wurde wirklich be-
sorgt, als ich bei Arztbesuchen immer
häufiger feststellte, dass immer mehr
Kinder zu Arztbesuchen kamen,
nachdem sie seit einiger Zeit nichts
zu essen bekommen hatten." 

Die Zahl der Selbstmorde hat sich
innerhalb von zwei Jahren verdop-
pelt, insbesondere junge Leute neh-
men sich häufiger das Leben. Und die
Zahl der an Depression Erkrankten ist
sprunghaft angestiegen. 

Aufgrund der breiten Ablehnung
der jüngsten Sparbeschlüsse durch
die Bevölkerung haben sich ca. 100
Parlamentsabgeordnete der Stimme
enthalten oder mit Nein gestimmt;
dazu gehörten auch ca. 40 Abgeord-
nete der beiden großen Parteien vom
rechten und linken Flügel. Sie beug-
ten sich nicht der von ihnen verlang-
ten Parteidisziplin. Die Lage wird im-
mer chaotischer, da die beiden tradi-
tionellen großen Parteien, die in der
Zeit nach dem Krieg abwechselnd die
Macht ausübten, total diskreditiert
sind. Große Stimmenverluste für sie
sind zu erwarten. Auf diesem Hinter-
grund wird es den Herrschenden
schwer fallen, die für April angekün-
digten Parlamentswahlen zu ihren
Gunsten durchzuführen. 

Die Proteste in Griechenland ha-
ben zu Solidarisierungen und zu Ei-
geninitiativen der Betroffenen  ge-
führt. In vielen Stadtvierteln und in
Dörfern kommen die  Nachbarn zu-
sammen. Die Besetzung der Novicki-
Universität dient als Diskussionsfo-
rum. Ministerien wurden ebenso be-
setzt (so das Arbeits-, Gesundheits-
und Wirtschaftsministerium), sowie
Regionalbehörden, das Megalopolis
Kraftwerk, das Rathaus in Holargos.
Firmen haben Milch und Kartoffeln
verteilt. Arbeiter haben die Zeitungs-
druckerei Eleftherotypia, in der 800
Arbeiter beschäftigt sind, besetzt.
Während des Streiks haben sie ihre
eigene Zeitung gedruckt. 

Schwächen und Illusionen der Be-
wegung

Aber die deutlichste Reaktion, die
die Entschlossenheit der Bewegung in
Griechenland zum Ausdruck bringt,
spiegelt ebenso all ihre Schwächen
und Illusionen wider. Dies wird an-
hand der Reaktion im Kilkis-Kran-
kenhaus in Zentralmazedonien in
Nordgriechenland ersichtlich. In einer
Vollversammlung beschlossen die
Beschäftigten in den Streik zu treten
und das Krankenhaus zu besetzen, um
ausstehende Löhne einzufordern. Sie
stellten gleichzeitig Notoperationen
und freie Behandlung für die Mittel-
losen sicher. Die Beschäftigten haben
einen Aufruf an andere Beschäftigte
verfasst: "Die einzig legitimierte, ent-
scheidungsbefugte Instanz wird die
Vollversammlung der Arbeiter sein."
Wir haben diesen Aufruf auf unserer
(englischen) Webseite veröffentlicht,
weil dieser die Absicht zum Vorschein
bringt, nicht isoliert bleiben zu wol-
len. Die Beschäftigten richten sich
nicht nur an die Beschäftigten anderer
Krankenhäuser, sondern an alle Be-
schäftigten, damit diese sich ihrem
Kampf anschließen. Aber dieser Auf-
ruf bringt auch viele demokratische
Illusionen an den Tag, weil man sich
auf "die Reaktionen der Bürger" stüt-
zen möchte und auf eine schwammige
Kraft wie "Arbeitergewerkschaften",
oder die "Zusammenarbeit aller Ge-
werkschaften und fortschrittlicher po-
litischer Organisationen und wohl ge-
sonnener Medien."  Im Aufruf kommt
ebenso eine Menge Patriotismus und
Nationalismus zum Vorschein. "Wir
sind entschlossen weiterzumachen,
bis die Verräter, die unser Land ver-
schachert haben, weg sind."  Dies ist
ein echtes Gift für die Kämpfe [1].

Hier handelt es sich um eine
Hauptschwäche der "Volksbewe-
gung" in Griechenland.  Sie steckt in
der Fall des Nationalismus und natio-
naler Spaltungen, die von Politikern
und Gewerkschaften systematisch
verschärft werden. Alle Parteien und
Gewerkschaften schimpfen zuneh-
mend über den "verletzten National-
stolz". An erster Stelle steht dabei die
KKE (die stalinistische Partei), die
überall die nationalistische Karte
spielt und die Regierung des Ausver-
kaufs des Landes beschuldigt und
dass diese die Nation verraten habe.
Sie behaupten, die Ursache der jetzi-
gen Entwicklung sei nicht das kapita-
listische System selbst, sondern es
liege alles an Europa, Deutschland
oder den USA. 

Durch dieses Gift wird der Ab-
wehrkampf der Klasse in den Graben-
krieg der nationalen Spaltungen hin-
eingezogen, der wiederum ein Ergeb-
nis kapitalistischer Spaltungspolitik
ist. Dies ist nicht nur eine Sackgasse,
sondern ein Haupthindernis für die
unerlässliche Entwicklung des prole-
tarischen Internationalismus. Wir ha-
ben kein Vaterland zu verteidigen.
Unsere Kämpfe müssen sich ausdeh-
nen und auf internationaler Ebene zu-
sammenschließen.  Es geht darum,
dass die ArbeiterInnen anderer Län-
der ebenso in den Kampf treten und
allen anderen vor Augen führen, dass
die Antwort der Ausgebeuteten auf
der ganzen Welt, die mit den Angrif-
fen der Kapitalisten konfrontiert sind,
nicht aus nationalistischer Sicht erfol-
gen darf, sondern nur mit einer inter-
nationalistischen Perspektive.  W
18/2/12

Siehe auch: Workers take control of the Kilkis
hospital in Greece
"In order to liberate ourselves from debt we must
destroy the economy"
[1] Die Erklärung der Besetzer der Athen Rechts-
schule, die wir ebenso auf unserer (englischen)
Webseite veröffentlicht haben, wendet sich di-
rekt gegen alle nationalistischen und staatskapi-
talistischen "Lösungen". Sie bezeichnen die
‚Schuldenkrise' richtigerweise als einen Aus-
druck der globalen Krise des Kapitalismus.
Diese Auffassung spiegelt sicherlich die Mei-
nung einer Minderheit in der gegenwärtigen Be-
wegung wider, aber  diese Minderheit scheint an
Zahl zuzunehmen. 

Massenverarmung wie in
Griechenland kommt auf
uns alle zu

Lest unsere Vertie-
fungsartikel zur
Krise und deren Ur-
sachen in der
Internationalen Re-
vue und auf unserer
Webseite
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2011 - Von der Empörung zur Hoffnung
gesellschaftlicher Kategorien zu
überwinden. 

Vollversammlungen, um gemein-
sam nachzudenken, zu diskutieren
und zu entscheiden; kollektiv Verant-
wortung zu übernehmen für die ge-
troffenen Entscheidungen, mit Betei-
ligung aller an den Entscheidungen
und bei der Umsetzung derselben. 

Vollversammlungen um das ge-
genseitige Vertrauen, allgemeine Em-
pathie, Solidarität aufzubauen, die
nicht nur unentbehrlich sind um den
Kampf vorwärtszubringen, sondern
auch als Stützpfeiler einer zukünfti-
gen klassenlosen, ausbeutungsfreien
Gesellschaft dienen. 

2011 gab es eine Explosion echter
Solidarität, die nichts mit der heuch-
lerischen und eigennützigen "Solida-
rität" zu tun hat, die die Herrschenden
predigen: Demonstrationen in Madrid
zur Befreiung der Inhaftierten oder
zur Verhinderung der Festsetzung von
Flüchtlingen durch die Polizei. Mas-
senhaftes Zusammenkommen in Spa-
nien, Griechenland und den USA, um
Zwangsräumungen von Wohnungen
zu verhindern. In Oakland (Kalifor-
nien) hat "die Streikversammlung be-
schlossen, Streikposten zu anderen
Betrieben zu entsenden und andere
Betriebe oder Schulen zu besetzen,
die Beschäftigte oder Studenten be-
strafen, weil sie sich am Generalstreik
des 2. November beteiligt haben."  Es
gab Augenblicke, zwar noch immer
sehr sporadisch und von kurzer
Dauer, in der sich alle unterstützt und
geschützt fühlten durch die Gleichge-
sinnten, was im totalen Gegensatz
steht zur "Normalität" dieser Gesell-
schaft, in der ein Gefühl der Angst,
Schutz- und Hilflosigkeit vorherrscht. 

Die Debattenkultur ist das Licht,
das die Zukunft erhellt 

Das notwendige Bewusstsein, da-
mit Millionen ArbeiterInnen die Welt
umwälzen, kann nicht erreicht wer-
den, indem wir  erleuchteten Führern
lauschen und deren Anweisungen fol-
gen, sondern es entsteht aus einer
Kampferfahrung, die von massenhaf-
ten Debatten begleitet und geführt
wird, in dem die Erfahrung früherer
Kämpfe berücksichtigt, aber auch der
Blick nach vorne in die Zukunft ge-
richtet ist. Dies wurde durch Slogans

in Spanien zum Ausdruck gebracht
wie: "Ohne Revolution wird es keine
Zukunft geben". 

Die Debattenkultur, die offene
Diskussion, die von dem gegenseiti-
gen Respekt und dem gegenseitigen,
aufmerksamen Zuhören ausgeht,
fängt nicht nur in den Vollversamm-
lungen zu keimen an, sondern auch in
deren Umkreis. Man hat angefangen,
ambulante Bibliotheken, Treffen, Zu-
sammenkünfte zu organisieren. Viele
geistige Aktivitäten mit geringer
technischer Ausrüstung wurden mit
großem Improvisationstalent in den
Straßen und Plätzen in Gang gesetzt.
Und wie bei den Versammlungen be-
deutet dies ein Wiederanknüpfen an
die frühere Erfahrung der Arbeiterbe-
wegung. "Der Drang nach Wissen, so
lange unterdrückt, brach sich in der
Revolution mit Ungestüm Bahn. Al-
lein aus dem Smolny-Institut gingen
in den ersten sechs Monaten täglich
Tonnen, Wagenladungen Literatur ins
Land. Rußland saugte den Lesestoff
auf, unersättlich, wie heißer Sand das
Wasser. Und es waren nicht Fabeln,
die verschlungen wurden, keine Ge-
schichtslügen, keine verwässerte Re-
ligion oder der billige Roman, der de-
moralisiert - es waren soziale und
ökonomische Theorien, philosophi-
sche Schriften, die Werke Tolstois,
Gogols und Gorkis ..." (John Reed,
"10 Tage, die die Welt erschütterten",
1. Kapitel). 

Gegenüber der Kultur dieser Ge-
sellschaft, die vorgibt für "Erfolgs-
modelle" zu kämpfen, die aber immer
wieder millionenfach scheitern, ge-
gen die entfremdenden Stereotypen
und Verfälschungen, welche die herr-
schende Ideologie und die Medien
uns einzutrichtern versuchen, haben
Tausende Personen angefangen, eine
wirkliche Kultur des Volkes zu ent-
wickeln, die von ihnen selbst getra-
gen wird, mit dem Bestreben, nach ei-
genen kritischen und unabhängigen
Maßstäben vorzugehen. Dabei ka-
men Themen wie die Krise und ihre
Wurzeln, die Rolle der Banken usw.
auf die Tagesordnung. Ebenso wurde
über die Revolution diskutiert, wobei
alle möglichen Auffassungen zu die-
sen Fragen auftauchten, die eine
Menge Verwirrungen zum Ausdruck

bringen. Es wurde über Demokratie
und Diktatur geredet. Dabei entstan-
den die sich ergänzenden Sprüche:
"Sie nennen es Demokratie, aber es ist
keine" und "Es ist eine Diktatur, aber
man sieht sie nicht". 

Die ersten Schritte wurden unter-
nommen, damit eine wahre Politik
der Mehrheit in Gang kommt, die
nichts zu tun hat mit der Welt der In-
trigen, Lügen und dem Fischen in trü-
ben Gewässern, all den Machenschaf-
ten, die die Politik der herrschenden
Klasse auszeichnen. Bei dieser Vor-
gehensweise werden all die Themen
angepackt, die uns betreffen - nicht
nur die Bereiche Wirtschaft oder Po-
litik, sondern auch die Umweltzer-
störung, Ethik, Kultur, Erziehung,
Gesundheitswesen. 

Die Zukunft liegt in den Händen
der Arbeiterklasse  

Wenn die vorhin aufgezeichnete
Entwicklung des Jahres 2011 dieses
zu einem Jahr des Beginns der Hoff-
nung macht, müssen wir dennoch ei-
nen nüchternen, hellsichtigen und kri-
tischen Blick auf die Bewegungen
werfen, um ihre Grenzen und
Schwächen zu erkennen, die noch
sehr groß sind.  

Während eine wachsende Zahl
von Menschen auf der ganzen Welt
erkennt, dass der Kapitalismus ein
überholtes System ist, und "damit die
Menschheit leben kann, der Kapita-
lismus überwunden werden muss",
reduzieren viele den Kapitalismus
immer noch auf eine Handvoll "Übel"
(rücksichtslose Finanzhaie, erbar-
mungslose Diktatoren), obwohl er ein
komplexes Netz von gesellschaftli-
chen Beziehungen ist, die insgesamt
tiefgreifend umgewälzt werden müs-
sen. Man darf sich nicht durch seine
mannigfaltigen Erscheinungen (Fi-
nanzen, Spekulation, Korruption der
Führer der Wirtschaft und Politik) in
die Irre führen lassen, sonst verzettelt
man sich. 

Obwohl wir die Gewalt, welche
aus allen Poren des Kapitalismus
strömt (Repression, Terror und Terro-
rismus, moralische Barbarei) verwer-
fen müssen, darf man nicht glauben,
dass dieses System nur mit Hilfe ei-
nes friedlichen Drucks der "Bürger"

über Bord geworfen werden könnte.
Die herrschende Klasse, die eine
Minderheit darstellt, wird ihre Macht
nicht freiwillig aufgeben; sie ver-
schanzt sich hinter einem Staat, des-
sen demokratische Spielart sich mit
Wahlen legitimiert, die alle vier oder
fünf Jahre stattfinden. Er stützt sich
auf Parteien, die Sachen versprechen,
welche sie nie einhalten und Sachen
tun, die sie vorher nie angekündigt
haben. Ein weiterer Stützpfeiler sind
die Gewerkschaften, die mobilisieren
um zu demobilisieren und alles unter-
zeichnen, was die herrschende Klasse
ihnen auf den Tisch zur Unterschrift
vorlegt. Nur ein massiver, hartnäcki-
ger,  und mit Ausdauer geführter
Kampf kann den Ausgebeuteten die
notwendige Kraft verleihen, um die
Unterdrückungsmittel zu zerstören,
mit denen der Staat sich am Leben
hält.  Nur so können sie den Slogan
umsetzen, der in Spanien immer wie-
der zu hören ist: "Alle Macht den Ver-
sammlungen". 

Obwohl der Slogan "Wir sind die
99%" (gegenüber der Minderheit von
1%), welcher in den USA in der Oc-
cupy-Bewegung so populär wurde,
durchschimmern lässt, dass man
langsam die tiefen Klassenspaltungen
erkennt, mit denen wir leben, hat sich
die Mehrheit der Teilnehmer der Pro-
testbewegung eher als "Bürger von
Unten" betrachtet, die nach Anerken-
nung in einer Gesellschaft streben, in
der "freie und gleiche Bürger" leben. 

Aber die Gesellschaft ist in Klas-
sen gespalten. Auf der einen Seite
gibt es eine Kapitalistenklasse, die
die Produktionsmittel besitzt und
nichts produziert; auf der anderen
Seite eine ausgebeutete Klasse, die
Arbeiterklasse, die alles produziert
und immer ärmer wird. Der Motor der
gesellschaftlichen Entwicklung ist
nicht das demokratische Spiel der
"Entscheidung durch eine Mehrheit
der Bürger" (dieses Spiel stellt eher
die Maske dar, welche die Diktatur
der herrschenden Klasse verschleiert
und legitimiert), sondern der Klas-
senkampf. 

Die soziale Bewegung muss sich
um den Kampf der wichtigsten aus-
gebeuteten Klasse - die Arbeiter-
klasse - als Bezugspunkt ausrichten,
denn diese produziert gemeinsam die
Hauptreichtümer der Gesellschaft
und stellt das Funktionieren des ge-
sellschaftlichen Lebens sicher: Fabri-
ken, Krankenhäuser, Schulen, Kin-
dergärten, Universitäten, Büros, Hä-

2012: Hin zu verschärften sozialen Gegensätzen
Je mehr Rettungspakete das Kapi-

tal verabschiedet, desto brutaler und
erpresserischer geht es gegen die ar-
beitende Bevölkerung vor. Aber im
Gegensatz zu den 1930er Jahren, als
die Arbeiterklasse gegenüber den
Auswirkungen der  Wirtschaftskrise
von 1929 in den meisten Ländern re-
signierte  und sich später für den 2.
Weltkrieg mobilisieren ließ, ent-
wickeln die Ausgebeuteten jetzt
weltweit mehr Widerstand gegen die
kapitalistische Krise.  

Auch wenn die Entschlossenheit,
sich gegen die Krise zur Wehr zu set-
zen, und die Proteste und Abwehr-
kämpfe in den einzelnen Ländern
noch ein sehr unterschiedliches Ni-
veau aufweisen, ist dieser Trend in
immer mehr Ländern deutlich er-
kennbar: von Südafrika, wo in den
Platin-Minen von Implats mehrere
Tausend Arbeiter wild streikten, über
Indien (siehe dazu den Artikel in die-
ser Ausgabe) und China, wo immer
wieder Streiks und andere Proteste
aufflammen, oder die Occupy-Bewe-
gung in den letzten Monaten in meh-
reren Industriestaaten, bis hin zu den
fortdauernden Abwehrkämpfen in
Griechenland.  

Spanien - hin zu einer neuen
Stufe? 

Die Entwicklung in Spanien

während der letzten Monate ist dabei
besonders aufschlussreich. Während
im Mai letzten Jahres die Bewegung
der Indignados (Empörten)
hauptsächlich eine Protestbewegung
ohne konkretere Forderungen war,
bei der man auf öffentlichen Plätzen
seine Wut über die Verhältnisse zum
Ausdruck brachte, gleichzeitig viele
die Hoffnung auf eine "Demokrati-
sierung des Systems" hegten, war
diese Bewegung von 2011 vor allem
dadurch geprägt, dass zwar eine all-
gemeine Atmosphäre des Protestes
aufblühte, aber aus den Betrieben
war relativ wenig Widerstand zu ver-
nehmen. Eine Protestbewegung mit
viel Debatten und Initiativen auf den
öffentlichen Plätzen, mit generatio-
nenübergreifender Beteiligung, ohne
sichtbar treibende Kraft beherrschte
das Bild. Die Medien berichteten teil-
weise gar relativ ausführlich über
diese Proteste. 

Die Proteste der letzten Wochen
deuten darauf hin, dass es mehr In-
itiativen seitens der ArbeiterInnen -
ob beschäftigt oder arbeitslos - gibt,
die darauf drängen zusammenzu-
kommen. Das Potenzial, ökonomi-
sche und politische Fragen des
Kampfes miteinander zu verknüpfen,
wächst. Der Schwerpunkt liegt bis-
lang im Bereich des öffentlichen

Dienstes und im Widerstand gegen
staatliche Sparprogramme. Vor allem
in Barcelona, Bilbao, Valencia, Ca-
stellon und Alicante fanden im Januar
und Februar eine Reihe von Protesten
statt. Die meisten Proteste stehen im
Vergleich zu 2011 noch stark unter
gewerkschaftlicher Kontrolle, aber
die Tendenz zu Eigeninitiativen
nimmt zu, vor allem im Erziehungs-
wesen. Darüberhinaus steigt die Zahl
der Beteiligten an Demonstrationen.
Am 18. Januar protestierten Gewerk-
schaftsangaben zufolge mehrere
Zehntausend in Barcelona gegen
Kürzungen im öffentlichen Dienst.
Unsere GenossInnen, die vor Ort an-
wesend waren, berichten, dass die
Teilnehmer mehr als zuvor anfingen,
miteinander zu diskutieren, anstatt
sich wie bislang üblich passiv und ab-
wartend zu verhalten. Es waren Leute
aus verschiedenen Orten der Umge-
bung zusammengekommen, ver-
schiedene Altersgruppen waren ver-
treten. Die meisten betonten die Not-
wendigkeit, dass die Belegschaften
aus den Betrieben in Versammlungen
und Demonstrationen zusammen-
kommen müssen. Teilnehmer schil-
derten Schwierigkeiten, Vollver-
sammlungen gegen den Widerstand
der Gewerkschaften abzuhalten. Die
Offenheit gegenüber politischen
Gruppen war beeindruckend. Viele

Teilnehmer wollten unser Flugblatt
haben, um es weiterzuverteilen. Am
21. Januar protestierten in Valencia
ca. 80.000, in Alicante 40.000 gegen
Kürzungen im Bildungswesen, am
26. Januar zogen erneut ca. 100.000
Beschäftigte des öffentlichen Dien-
stes in Valencia, 50.000 in Alicante,
20.000 in Castellon auf die Straße. In
den Stadtvierteln entwickeln sich
auch viele Initiativen. In Madrid pro-
testierten Feuerwehrleute und andere
Beschäftigte des öffentlichen Dien-
stes. 10.000 Menschen solidarisierten
sich in Vigo (Nordspanien) mit den
Beschäftigten des Schiffsbaus. In Ali-
cante kommen viele LehrerInnen in
Nachbarschaftsversammlungen zu-
sammen. In Vollversammlungen, die
allen Beschäftigten offenstehen, dis-
kutieren Beschäftigte des Gesund-
heits- und Bildungswesen, der Gas-
versorgung usw. miteinander. In Va-
lencia protestieren Eltern, Kinder und
Lehrpersonal gegen Kürzungen im
Bildungswesen. Wiederum in Valen-
cia wurden in verschiedenen Stadttei-
len "Stadtteilversammlungen" gebil-
det, in denen die Proteste des Bil-
dungswesens koordiniert werden. Im-
mer mehr stoßen an einzelnen Orten
auch Arbeitslose dazu. In mehreren
Städten fanden Solidaritätsversamm-
lungen mit den ArbeiterInnen in Grie-
chenland statt. Mitte Februar schließ-

lich gingen  Gewerkschaftsangaben
zufolge in Madrid über 500.000 Men-
schen auf die Straße; 450.000 in Bar-
celona; 300.000 in Valencia. Selbst
aus relativ kleinen Städten, wie dem
asturianischen Gijón, wurden 50.000
Teilnehmer gemeldet. Die Polizei be-
stätigte jeweils nur ein Zehntel der
von den Gewerkschaften gemachten
Angaben. Die Wut richtet sich gegen
die jüngsten Sparbeschlüsse der Re-
gierung: Im Falle einer Kündigung
müssen den Angestellten nicht mehr
wie früher 45 Tage Lohn, sondern nur
noch 33 Tage pro Jahr Betriebszu-
gehörigkeit gezahlt werden. Ver-
zeichnen die Betriebe rückläufige
Einnahmen, sind es sogar nur noch 20
Tage. 

Indem nun mehr Widerstand und
Protest aus den Betrieben kommt und
mehr Belegschaften in Demonstrati-
onszügen auf der Straße oder bei Pro-
testveranstaltungen in Erscheinung
treten, entwickelt sich die Möglich-
keit, dass der Widerstand einen Dreh-
und Angelpunkt bekommt. In der Po-
larisierung zwischen Kapital und Ar-
beit ist es wichtig, dass man sich "ei-
nem Pol zugehörig" fühlt, sozusagen
von ihm angezogen wird. Solange die
Belegschaften in den Betrieben ruhig
bleiben, fehlt dieser Bezugspunkt.
Dies ist ein wesentlicher Faktor.
Gleichzeitig erfahren wir von Spa-
nien, dass dort in Versammlungen (in
den Stadtteilen und anderswo) viele

fen, Bauindustrie, Transport, Post
usw. In einigen Bewegungen des
Jahres 2011 konnte man ansatzweise
ihre Stärke erahnen: die Kampf-
welle, die in Ägypten losbrach, und
Mubarak zum Rücktritt zwang. In
Oakland (Kalifornien) riefen die
"Occupyer" zu einem Generalstreik
auf, der Hafen wurde lahmgelegt,
und man rief die Beschäftigten des
Hafens und LKW-Fahrer zu aktiver
Unterstützung auf. In London ka-
men die streikenden Elektriker und
die Besetzer der Saint Paul Kathe-
drale zu gemeinsamen Aktionen zu-
sammen. In Spanien gab es bei den
Versammlungen auf Plätzen Bestre-
bungen zur Vereinigung bestimmter,
im Kampf befindlicher Bereiche. 

Es gibt keinen Gegensatz zwi-
schen dem Klassenkampf des mo-
dernen Proletariats und den tiefgrei-
fenden Bedürfnissen der gesell-
schaftlichen Schichten, die unter der
kapitalistischen Unterdrückung lei-
den. Der Kampf des Proletariats ist
keine egoistische Bewegung, son-
dern die Grundlage "der selbständi-
gen Bewegung der ungeheuren
Mehrzahl im Interesse der ungeheu-
ren Mehrzahl" (Kommunistisches
Manifest, MEW, Bd 4, S. 472). 

Indem die Erfahrung von zwei
Jahrhunderten Arbeiterkampf kri-
tisch aufbereitet wird, können die
gegenwärtigen Bewegungen aus den
früheren Kämpfen und Befreiungs-
versuchen lernen. Der Weg ist lang
und voll von Hindernissen. Daraus
entstand in Spanien der immer wie-
der gehörte Slogan: "Wir bewegen
uns nicht langsam, wir reisen weit"
"No es que vamos despacio, es que
vamos muy lejos". Wir müssen so
breit und tiefgehend wie möglich de-
battieren, ohne Vorbehalte und
Angst, damit wir zielstrebig eine
neue Bewegung vorbereiten. Nur so
können die Grundlagen gelegt wer-
den für eine neue, andere Gesell-
schaft als der Kapitalismus. 

IKS  12.3.2012

[1] Siehe "Die Wirtschaftskrise ist keine end-
lose Geschichte. Sie kündigt das Ende eines
Systems und den Kampf für eine neue Welt an",
in International Review Nr. 148. Zusammen-
hängend mit der globalen Krise des Systems
verdeutlichte Fukushima die riesigen Gefah-
ren, vor denen die Menschheit steht. 
[2] Es ist aufschlussreich, dass Times Maga-
zine als "Person des Jahres" Protestteilnehmer
an der Bewegung der "Empörten" gewählt hat
http://www.time.com/time/specials/packa-
ges/article/0,28804,2101745_2102132_21023
73,00.html 
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Demokratisierung oder
Zerstörung des Kapitalis-
mus?  

Der Zapfenstreich ist verklungen,
und mit Wulffs Abgang geht die kür-
zeste Amtsperiode eines Bundesprä-
sidenten in der Geschichte der Bun-
desrepublik vorzeitig zu Ende. Was
war geschehen? Losgetreten hatte die
Kampagne, die letztlich zum erzwun-
genen Rücktritt des Bundespräsiden-
ten Wulff führte, die BILD, die ans
Tageslicht brachte, dass sich Wulff in
seiner Zeit als niedersächsischer Mi-
nisterpräsident von einem "väterli-
chen" Freund und Unternehmer einen
zinsgünstigen Kredit für den Bau sei-
nes neuen Zuhauses spendieren und
auf Anfrage falsche Angaben ge-
genüber dem niedersächsischen
Landtag verlautbaren ließ. Nun rissen
die "Enthüllungen" nicht ab: Mal war
es ein Urlaub von Wulff und Ehefrau
im Feriendomizil eines berüchtigten
Finanzmaklers, mal ein geliehenes
Handy (!) und eine Rechnung für ein
Hotelzimmer, die von einem Film-
produzenten angeblich nur vorge-
streckt wurde, mal ein besonders
günstiges Flugticket. Alles in allem
nichts Neues unter der Sonne, nichts,
was beim Normalsterblichen mehr
als ein müdes Achselzucken bewir-
ken würde. Dennoch ließ die "Öffent-
lichkeit", diese unheilvolle Melange
aus Medien, Politikeräußerungen und
Meinungsumfragen, nicht locker und
setzte die Staatsanwaltschaft Hanno-
ver, die aufgrund von Anzeigen ein-
geschaltet worden war, unter erhebli-
chem Druck (incl. Morddrohungen
und andere Drohbriefe gegen die ver-
antwortlichen Staatsanwälte), bis
diese sich bereit erklärte, Anfangser-
mittlungen gegen den Bundespräsi-
denten wegen "Verdachts auf Vorteil-
sannahme bzw. -gewährung" aufzu-
nehmen. Dies war das Ende von
Christian Wulffs Präsidentschaft.

Das Vordergründige
Auf dem ersten Blick reiht sich

diese Affäre in jene Kette von "Skan-
dalen" ein, die mit schöner Regel-
mäßigkeit die Öffentlichkeit heimsu-
chen. Zunächst sickern ganz "zufäl-
lig" Details über angebliche oder
tatsächliche Verfehlungen an die  Öf-
fentlichkeit, dem zumeist Dementis
der Betroffenen folgen. Dann folgen
immer mehr Details, bis es am Ende
- ungeachtet aller Beschwichtigungs-
versuche und öffentlicher Entschul-
digungen des betreffenden Politikers
bzw. Spitzenfunktionärs - zum "frei-
willigen" Rücktritt des Letzteren
kommt. Die Medien, in so gut wie al-
len Fällen Auslöser dieser Affären,
sonnen sich im Glanz der uner-
schrockenen Aufklärer und preisen
ihre Tugenden als "Wächter der De-
mokratie"; die politische Klasse
schreit "Igitt" angesichts dieser Ver-
derbtheit eines ihrer Angehörigen,
und die Regierung verspricht eiligst
juristische Verbesserungen. Und
schließlich wird das hohe Lied von
den "Selbstreinigungskräften der De-
mokratie" angestimmt. 

Bundespräsident a.D. Wulff war
in diesem Sinn ein idealer Sünden-
bock auf dem Altar der "politischen
Hygiene", der sich die politische
Klasse derzeit mal wieder verschrie-
ben hat. Sein Ungeschick im Umgang
mit der Medienkampagne, das in der
Torheit kulminierte, ausgerechnet die
BILD unter Druck zu setzen, seine
Dementis, denen stets zunächst Rela-
tivierungen, schließlich reuevolle
Schuldeingeständnisse folgten, sein
Krisenmanagement per Anwalt boten
den Tugendwächtern der Republik
die Gelegenheit, ein wenig Dampf
aus dem Kessel abzulassen. Denn ih-
nen war nicht entgangen, dass sich in
den letzten eine  brisante Mischung
aus Wut und Misstrauen unter den Er-
werbstätigen dieses Landes angestaut
hat. Eine Wut, die sich - noch - gegen
die Raffzähne in der Finanzwirtschaft
und nicht gegen die kapitalistische
Wirtschaftsweise als solches richtet,
ein Misstrauen, das sich gegen bür-
gerliche Politiker, aber - noch - nicht
gegen die bürgerliche Politik an sich
wendet. Es ist das altbekannte Lied:
Indem sie das altbekannte Märchen
vom schwarzen Schaf bemühen und

das ganze Problem als "Fehlverhal-
ten" Einzelner herunterspielen, indem
sie ausgesuchte Mitglieder ihrer
Klasse als Blitzableiter für die Wut
der Bevölkerung opfern (wobei im
Falle Wulffs das "Opfer" mit 200.000
Euro jährlichem "Ehrensold" versüßt
wird), versuchen die Herrschenden
größeren Schaden vom System an
sich abzuwenden.

Der mutmaßliche Hintergrund
Doch es scheint, als gäbe es hinter

diesem eher banalen Motiv für die
Anti-Wulff-Kampagne noch eine
zweite, tiefere Wahrheit, eine Wahr-
heit, die sich dem Normalsterblichen
nur indirekt, anhand von einigen we-
nigen Indizien schemenhaft er-
schließt. War Wulff etwa nur vorder-
gründig der Sündenbock für den mo-
ralischen Furor, von dem die politi-
sche Klasse aktuell ergriffen ist, und
in Wahrheit ein Bauernkopf im un-
sichtbaren Krieg zwischen verschie-
denen Seilschaften innerhalb der
herrschenden Klasse? Geht es im
Kern dieser Affäre nicht um den mo-
ralischen Kodex, wie vorgegeben
wird, sondern auch etwa um Macht,
Interessen und Strategie? Es gibt rund
um die Wulff-Affäre einige Auffällig-
keiten, die es durchaus möglich er-
scheinen lassen, dass es Sinn und
Zweck der ganzen Affäre war, einen
bestimmten Teil der herrschenden
Klasse zu schwächen, indem seine
Machenschaften ans Tageslicht ge-
zerrt werden. Eine Seilschaft, die in
Niedersachsen beheimatet ist und in
den letzten anderthalb Jahrzehnten
ziemlich erfolgreich dabei war, ihre
Leute in wichtige Positionen der Bun-
despolitik zu hieven. In  der Tat waren
und sind niedersächsische Politiker in
Berlin überrepräsentiert: angefangen
mit dem ehemaligen Bundeskanzler
Schröder über die beiden SPD-Spit-
zenpolitiker Steinmeier und Gabriel
bis hin zu Wirtschaftsminister Rösler,
Arbeitsministerin von der Leyen und
eben dem - nunmehr - ehemaligen
Bundespräsidenten Wulff.

Diese Niedersachsen-Connection
war offensichtlich parteienübergrei-
fend und entfaltete sich in der Grau-
zone zwischen Politik und Geschäft.
Hier tummelten sich einige schil-
lernde Figuren wie jener Parvenü
Carsten Maschmeyer, der - Ex-Mitin-
haber der AWD, einem Finanzver-
trieb, der Tausende von Kleinanleger
um ihr Geld gebracht hat - sowohl
zum ehemaligen niedersächsischen
Ministerpräsidenten Schröder als
auch zu seinem Nachfolger Wulff
enge Beziehungen unterhielt und ihre
Wahlkämpfe mit erheblichen Geld-
mitteln unterstützte. Oder der
Eventmanager und Strippenzieher
Manfred Schmidt, der es verstand,
mit seinen prominent besetzten Par-
tys und Events sowie mit seinen Ein-
ladungen in seine Feriendomizile
zahlreiche "Volksvertreter" zu um-
garnen. Man könnte diese Liste fort-
setzen, haben doch die bürgerlichen
Medien in den letzten Wochen detail-
liert über dieses Netzwerk berichtet.
Sie haben dies so ausgiebig getan,
dass das eigentliche Kraftzentrum
dieses Netzwerkes völlig außer Acht
blieb: der - nennen wir ihn einmal -
"industriell-gewerkschaftliche Kom-
plex" des VW-Konzerns. Er bildet die
Schnittstelle und die Machtbasis etli-
cher politischer und gewerkschaftli-
cher Karrieren; allein seine rechtliche
Grundlage, das "VW-Gesetz", mit der
Sperrminorität der Landesregierung
im VW-Aufsichtsrat - eine Besonder-
heit, die von der EU schon vor langem
ins Visier genommen worden war, bis
heute jedoch von der deutschen Poli-
tik hartnäckig verteidigt wird -, ver-
schaffte den Ambitionen dieser
Kreise ein erhebliches bundespoliti-
sches Gewicht. Von hier ging der in
der Geschichte der Bundesrepublik
schlimmste Angriff gegen die Arbei-
terklasse aus: Hartz IV. Ihr Namens-
geber und Erfinder war Peter Hartz,
lange Jahre Personalmanager bei VW
mit kurzem Draht zur IG Metall, bis
er 2005 wegen einer Korruptionsaf-
färe im Zusammenhang mit dem

Konzernbetriebsrat gehen musste. 
Von hier gingen auch die Impulse

für eine stärkere Akzentuierung der
"strategischen Partnerschaft" mit
Russland aus, wobei sich vor allem
einer aus dem Hannoveraner Stall
hervortat, der schon bei der Ein-
führung der "Agenda 2010" eine fe-
derführende Rolle gespielt hatte: Ex-
Bundeskanzler Gerhard Schröder.
Noch kurz vor der Abwahl der von
ihm angeführten rot-grünen Bundes-
regierung im November 2005 fädelte
er jenen berüchtigten Deal mit der
staatseigenen russischen Gazprom
ein, der eine direkte Erdgaspipeline
zwischen Russland und Deutschland
durch die Ostsee unter Umgehung
der baltischen und polnischen Tran-
sitländer vorsah und sowohl im In-
wie im Ausland vehement kritisiert
wurde. War es zunächst die Tatsache,
dass Schröder unmittelbar nach sei-
ner Abwahl und ohne jegliche
Schamfrist in den Vorstand der Nor-
thStream AG wechselte (dem eigens
für die Betreibung der Ostseepipe-
line gegründeten Gazprom-Ableger),
die den Unmut der herrschenden
Klassen hierzulande erregte, so
stellte sich bald ein grundsätzlicher
Dissens zwischen dem Schröder-
Clan und anderen gewichtigen Krei-
sen in der herrschenden Klasse ein.
Es ging dabei um die Frage der Ge-
wichtung der deutschen Außenpoli-
tik: Sollte den deutsch-russischen
Beziehungen eine stärkere Bedeu-
tung eingeräumt werden, oder sollte
die "deutsch-französische Freund-
schaft" weiterhin Vorrang genießen? 

Spätestens der Ausbruch der sog.
Euro- oder Schuldenkrise beantwor-
tete diese Schlüsselfrage für die deut-
sche Bourgeoisie. Die Existenz der
EU steht auf Messers Schneide; Ex-
perten sprechen davon, dass das Jahr
2012 zum Schicksalsjahr für die Eu-
ropäische Union werden könnte.
Kaum ist Griechenland aus den
Schlagzeilen verschwunden (was
keinesfalls bedeutet, dass es über
dem Berg ist, im Gegenteil), lauert
schon mit Portugal der nächste
Wackelkandidat. Ein Scheitern der
EU bzw. der Euro-Zone hätte unab-
sehbare ökonomische und soziale
Folgen für Deutschland. Unter die-
sen Umständen ist die deutsch-fran-
zösische Achse überlebenswichtig
für die deutsche Bourgeoisie. Nicht
dass sie die strategische Partner-
schaft mit Russland aufzukündigen
beabsichtigen, aber die Ton angeben-
den Kreise in der deutschen Bourge-
oisie haben nicht vor, ihren französi-
schen Partner durch einen allzu inni-
gen Flirt mit dem russischen Neben-
buhler noch einmal vor den Kopf zu
stoßen. Nicht Putin, der "lupenreine
Demokrat" (Schröder) genießt heute
in der deutschen Außenpolitik Prio-
rität, sondern das deutsch-französi-
sche Tandem. 

Affären  vom Zuschnitt der
Wulff-Affäre haben oftmals einen
doppelten Boden; hinter der für die
breite Öffentlichkeit bestimmten
Botschaft enthalten sie Absichten,
die sich nur für Eingeweihte er-
schließen - und erschließen sollen.
Möglicherweise steckt hier die ei-
gentliche Botschaft hinter der Anti-
Wulff-Kampagne: eine Warnung an
jene Kräfte in der deutschen Bourge-
oisie, deren Bestrebungen den strate-
gischen Interessen der bürgerlichen
Klasse in ihrer Gesamtheit zuwider-
laufen. Es fiel in diesem Zusammen-
hang jedenfalls auf, wie vornehm
sich die SPD-Führung, insbesondere
der ehemalige Schröder-Mann Stein-
meier und Schröders einstiger Nach-
folger in das Amt des niedersächsi-
schen Ministerpräsidenten Gabriel,
in der Wulff-Affäre zurückgehalten
hatte. Steckte dahinter wirklich nur
das Motiv, "das Amt des Bundesprä-
sidenten nicht zu beschädigen"? 

Probelauf NRW-Wahlen?
All dies geschah rechtzeitig, be-

vor die nächste Bombe platzte: die

Die Demokratie - ein
Herrschaftsinstrument? 

Die Losung "Den Kapitalismus
demokratisieren", die bei der Beset-
zung von St. Paul auf dem Gelände
der Universität von Tent City aufkam,
löste scharfe Debatten aus, die letzt-
endlich dazu führten, dass das Banner
mit dieser Losung entfernt wurde.

Dieser Ausgang zeigt, dass die Be-
setzungen von St. Paul, UBS und an-
derswo den Boden für sehr fruchtbare
Diskussionen unter all jenen geschaf-
fen haben, die mit dem gegenwärti-
gen gesellschaftlichen System unzu-
frieden sind und nach einer Alterna-
tive Ausschau halten. "Den Kapitalis-
mus demokratisieren" ist keine wirk-
liche Option, spiegelt aber die Auf-
fassung vieler Menschen wider, die
sich an den Besetzungen und Treffen
beteiligten, die sie generiert haben.
Immer wieder wird der Gedanke ver-
breitet, dass der Kapitalismus
menschlicher gestaltet werden
könnte, wenn die Reichen mehr Steu-
ern zahlen, wenn die Banker ihre
Boni verlieren, wenn die Finanz-
märkte besser kontrolliert werden
oder wenn der Staat die Wirtschaft
mehr in die eigenen Hände nehmen
würde.

Selbst Spitzenpolitiker springen
auf diesen Zug auf. Cameron will den
Kapitalismus moralischer machen,
Clegg möchte, dass die ArbeiterInnen
sich mehr Aktien aneignen können,
Miliband ist gegen den "Raubtierka-
pitalismus" und will mehr staatliche
Regulierung.

Doch all das, was da von den Po-
litikern des Kapitals kommt, ist nur
leeres Geschwätz, eine Nebelkerze,
die uns daran hindern soll zu sehen,
was Kapitalismus ist und was nicht.

Der Kapitalismus ist ein ganz ei-
genes Stadium in der Geschichte der
menschlichen Zivilisation. Er ist die
letzte in einer Reihe von Gesellschaf-
ten, die auf der Ausbeutung der Mehr-
heit durch eine Minderheit fußen. Er
ist die erste menschliche Gesell-
schaft, in der die gesamte Produktion
von dem Bedürfnis angetrieben wird,
einen Profit auf dem Markt zu erzie-
len. Er ist daher die erste Klassenge-
sellschaft, in der all die Ausgebeute-
ten ihre Fähigkeit zu arbeiten, ihre
"Arbeitskraft", an die Ausbeuter ver-
kaufen müssen. Während also im
Feudalismus die Leibeigenen mit Ge-
walt dazu gezwungen wurden, ihre
Arbeit bzw. ihre Produkte direkt an
den Fronherrn abzuliefern, wird uns
im Kapitalismus die Arbeitszeit auf
subtilere Weise, durch das Lohnsy-
stem, genommen.

Es macht daher keinen Unter-
schied, ob die Ausbeuter in Gestalt
privater Bosse oder als Funktionäre
der "Kommunistischen Partei" wie in
China oder Nordkorea organisiert
sind. Solange Lohnarbeit existiert,
herrscht der Kapitalismus. Wie Marx
es formuliert hatte: "Das Kapital setzt
also die Lohnarbeit, die Lohnarbeit
setzt das Kapital voraus" (Lohnarbeit
und Kapital).

Der Kapitalismus ist in seinem In-
nersten das gesellschaftliche Verhält-
nis zwischen der Klasse der Lohnar-
beiterInnen (die die Arbeitslosen mit-
einschließt, da die Arbeitslosigkeit
Teil der Bedingungen jener Klasse
ist) und der ausbeutenden Klasse. Der
Kapitalismus ist der entfremdete
Reichtum, der von den ArbeiterInnen
produziert wird - einer Kraft, die von
ihm selbst geschaffen wurde, die ihm
aber als unerbittlicher Feind gegenü-
bersteht.

Kapitalismus ist Krise
Doch auch wenn die Kapitalisten

von diesem Arrangement profitieren,
können sie es nicht wirklich kontrol-
lieren. Das Kapital ist eine unpersön-
liche Kraft, die sich letztendlich
ihrem Zugriff entzieht und sie gar be-
herrscht. Daher ist die Geschichte des
Kapitalismus eine Geschichte der
wirtschaftlichen Krisen. Und seitdem
der Kapitalismus zu einem globalen

System geworden ist, rund um den
Beginn des 20. Jahrhunderts, ist die
Krise mehr oder weniger permanent
geworden, ob sie nun die Form eines
Weltkriegs oder einer weltweiten De-
pressionen annimmt.

Und gleich welche Wirtschaftspo-
litik, die die herrschende Klasse und
ihre Staaten ausprobieren, ob Keyne-
sianismus, Stalinismus oder staatlich
gestützter "Neoliberalismus", die
Krise wurde nur tiefer und unlösba-
rer. Verzweifelt ob der ökonomischen
Sackgasse, verfangen sich die ver-
schiedenen Fraktionen der herrschen-
den Klasse und die mannigfaltigen
Nationalstaaten, in denen sie organi-
siert ist, in einer Spirale der gnaden-
losen Konkurrenz, militärischen
Konflikten und ökologischen Verwü-
stungen, die sie zwingen, immer "un-
moralischer" und "räuberischer" auf
ihrer Jagd nach Profiten und strategi-
schen Vorteilen zu werden.

Die kapitalistische Klasse ist der
Kapitän eines sinkenden Schiffs. Nie-
mals war die Notwendigkeit, sie ihres
Kommandos über den Planeten zu
entheben, drängender wie heute.

Doch dieses System, der extrem-
ste Ausdruck der Entfremdung des
Menschen, hat auch die Möglichkeit
einer neuen und wahrhaft menschli-
chen Gesellschaft geschaffen. Es hat
Wissenschaften und Technologien in
Bewegung gesetzt, die zum Nutzen
aller umgewandelt und verwendet
werden könnten. Es hat daher die
Möglichkeit eröffnet, dass die Pro-
duktion direkt auf den Konsum aus-
gerichtet werden kann, ohne die Ver-
mittlung durch das Geld oder den
Markt. Es hat den Globus vereint oder
zumindest die Voraussetzungen für
seine wahre Vereinigung geschaffen.
Es hat es somit plausibel gemacht,
das gesamte System der Nationalstaa-
ten mit ihren pausenlosen Kriegen ab-
zuschaffen. Zusammengefasst hat es
den alten Traum einer menschlichen
Weltgemeinschaft sowohl notwendig
als auch möglich gemacht. Wir nen-
nen diese Gesellschaft Kommunis-
mus.

Für die ausgebeutete Klasse, die
Klasse der Lohnarbeit, gibt es kein
Interesse daran, Illusionen über das
System zu hegen, mit dem sie kon-
frontiert ist. Sie ist der potenzielle To-
tengräber dieser Gesellschaft und der
Erbauer einer neuen. Doch um dieses
Potenzial zu realisieren, muss sie sich
vollkommen im Klaren darüber sein,
für und gegen was sie kämpft. Die
Ideen über die Reformierung oder
"Demokratisierung" des Kapitals
sind so viele Hindernisse auf dem
Weg zu dieser Klarheit.

Kapitalismus und Demokratie

Als könne man den Kapitalismus
menschlicher gestalten, behauptet
heutzutage jedermann für die Demo-
kratie zu sein, möchte jedermann eine
demokratischere Gesellschaft. Und
deshalb können wir die Idee der De-
mokratie nicht für bare Münze neh-
men, wie irgendeine abstrakte Idee,
dem wir alle zustimmen können. Wie
der Kapitalismus hat die Demokratie
eine Geschichte. Als ein politisches
System konnte die Demokratie im an-
tiken Athen mit der Sklaverei und un-
ter Ausschluss der Frauen koexistie-
ren. Unter dem Kapitalismus kann die
parlamentarische Demokratie mit
dem Machtmonopol einer kleinen
Minderheit koexistieren, die sich
nicht nur den wirtschaftlichen Reich-
tum, sondern auch die ideologischen
Mittel angeeignet hat, um das Denken
(und das Abstimmungsverhalten) der
Menschen zu beeinflussen.

Die kapitalistische Demokratie
hält der kapitalistischen Gesellschaft
den Spiegel vor, die uns alle in iso-
lierte wirtschaftliche Einheiten um-
wandelt, die gegeneinander auf dem
Markt konkurrieren. Theoretisch
konkurrieren wir unter gleichen Be-
dingungen, doch die Realität ist, dass
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Wir veröffentlichen hier eine Stel-
lungnahme von Sympathisant_innen
der IKS, die sich auf dem Gebiet der
ehemaligen UdSSR befinden. Sie be-
trifft die Demonstrationen gegen den
Wahlbetrug, die Zehntausende von
Menschen in Moskau und St. Peters-
burg mobilisiert haben. Es ist außer-
ordentlich bedeutend, dass sich diese
Proteste in einem der Epizentren der
Konterrevolution abspielen, in wel-
chem über Jahrzehnte (seit Mitte der
20er Jahre) die physische und ideolo-
gische Unterdrückung durch den Sta-
linismus im Namen des Kommunis-
mus absolut war. Der Zusammen-
bruch der UdSSR in den 90er Jahren,
eines der wichtigen Kennzeichen
dafür, dass der niedergehende Kapi-
talismus in die letzte Phase des Zer-
falls eingetreten war, hat das Proleta-
riat in diesem Teil der Erde in eine
enorme Demoralisierung und Orien-
tierungslosigkeit geführt. Die aktuel-
len Bewegungen sind von dieser Ver-
gangenheit geprägt und sind ein
guter Nährboden für demokratische
Illusionen. Sie sind aber vor allem
auch Ausdruck einer internationalen
Dynamik, die in den arabischen Län-
dern ihren deutlichsten Ausdruck
fand und sich auch in anderen Län-
dern wie z.B. in Rumänien zeigt - eine
Erhebung der verschiedenen Schich-
ten und Klassen, die vor einer kata-
strophalen Perspektive des unterge-
henden Systems stehen. Es ist nicht
nur die Wahlfälschung, welche die
breite Masse der Ausgebeuteten auf
die Straße treibt, sondern es sind
auch ihre Lebensbedingungen, die
die Leute dazu treibt, die Unzufrie-
denheit zu zeigen und aus der Passi-
vität auszubrechen, die Putin und
seine Gefolgschaft als Zustimmung
für sein ausbeuterisches Terrorre-
gime darstellen. Vor diesem Hinter-
grund finden in Russland große Er-
eignisse statt.

Am 4. Dezember 2011 fanden in
Russland die Parlamentswahlen statt.
Der Wahlbetrug war so zynisch, dass
sich Hunderttausende von Bürgern
empörten. Zehntausende von Men-
schen nahmen an den Demonstratio-
nen "für ehrliche Wahlen" teil. In ver-
schiedenen Städten des Landes gab es
solche Demonstrationen. Man muss
aber anmerken, dass die Mehrheit der
Empörten sich mit demokratischen
Illusionen für die Verbesserung des
kapitalistischen Systems einsetzt,
statt sich diesem mit den Mitteln des
Klassenkampfes zu widersetzen.

Reiche und Arme zusammen auf
der Straße

Die größten Demonstrationen fan-
den in Moskau statt, am 10. Dezem-
ber auf dem Balotnaia-Platz und am
24. Dezember in der Sacharov-Allee,
wo die Anzahl der Teilnehmer_innen
auf  einige Zehntausend geschätzt
wurde. An den Protesten nahmen ver-
schiedene politische Kräfte teil. Man
sah die Banner der Liberalen neben
den roten Flaggen, die Nationalisten
neben den rotschwarzen Fahnen der
Anarchisten. Aber die Mehrheit der
Teilnehmer_innen war keiner Orga-
nisation oder Tendenz zugehörig.

Die wichtigste Forderung der De-
monstration war die nach "ehrliche
Wahlen". Viele Leute, die nicht poli-
tisch engagiert sind, wollten nichts
anderes, als dass sich die Behörden
den Gesetzen unterwerfen und fried-
liche, demokratische Veränderungen
stattfinden. Im Allgemeinen hatte die
große Masse kein offenes Ohr für re-
volutionäre Aufrufe oder radikale Ak-
tionen.

Man muss auch sagen, dass die
Zusammensetzung der Teilnehmen-
den buntscheckig war. Man fand Ge-
schäftsleute, alte Mitglieder der Re-
gierung (den ehemaligen Premiermi-
nister Mikhail Kassianov), Stars aus
dem Showbusiness, bekannte Journa-
listen und sogar eine Vertreterin der
High Society wie Xenia Sabchak, de-
ren Vater Anatoli Sabchak als graue
Eminenz von Putins Politik bezeich-
net wird. Andererseits gab es viele ge-
wöhnliche Leute: Büroangestellte,
Student_innen, Arbeiter_innen, Rent-
ner_innen, Arbeitslose ... Einigen Be-
obachtern zufolge war die Anzahl von
Proletarier_innen in anderen Städten,
abgesehen von Moskau und St. Pe-
tersburg, größer als in diesen.

Die Gründe der Proteste und die
Reaktion des Kremls

Es steht außer Zweifel, dass die
weltweite ökonomische Krise auch in
Russland die Rolle des Katalysators
in den Protesten gespielt hat. Trotz
des von offizieller Seite propagierten
Optimismus spüren die gewöhnli-
chen Leute je länger je mehr die
Krise. Der Wahlbetrug der Parla-
mentswahlen von 2011 diente einzig
als Vorwand für die Massenproteste.
Die Forderung nach "ehrlichen
Wahlen" war das Leitmotiv fast aller
Proteste, vom Fernen Osten bis zu
den Zentren Russlands.

Das Internet ist die wichtigste
Waffe der Opponenten Putins gewor-
den. Im Internet kann man Hunderte,

wenn nicht Tausende von Videos an-
schauen, auf denen laut ihren Herstel-
lern der Wahlbetrug festgehalten ist.
Im Übrigen hat aber niemand die
Glaubwürdigkeit dieser Videos über-
prüft. Die Empörung hat im Wahlbe-
trug einen formellen Aufhänger ge-
funden. Wie wir oben schon gesagt
haben, ist aber ihr wichtigster Grund
die Unzufriedenheit von Millionen
von Menschen über ihre Lebensver-
hältnisse.

Auf der anderen Seite wird von of-
fizieller Seite behauptet, dass die An-
schuldigungen des Wahlbetrugs halt-
los seien. Der Kreml lancierte eine
mediale Kampagne, in der behauptet
wurde, die Proteste ständen unter
dem Einfluss westlicher Agenten, die
in Uncle Sam's Dienste arbeiteten.

Durch diese generelle Unzufrie-
denheit war Putin trotz allem ge-
zwungen, gewisse Konzessionen zu
machen. Zum Beispiel machte Med-
wedew gewisse demokratische Ver-
sprechen, namentlich dass die Gouv-
erneure der Republiken wieder von
den Bürger_innen gewählt werden
sollen, welches Recht Putin unter
dem Vorwand der Terrorismus-
bekämpfung abgeschafft hatte.

Die demokratischen Illusionen
Es steht außer Zweifel, dass die

Unzufriedenheit soziale Gründe hat.
Russland geht wie andere Teile der
Weltwirtschaft durch eine Krise. Die
Arbeiter_innen Russlands und der an-
deren Länder beginnen zu verstehen,
dass der Kapitalismus ihnen keine
strahlende Zukunft zu bieten hat.
Aber dieses Gefühl hat sich noch
nicht in Klassenbewusstsein verwan-
delt. Die demokratischen Illusionen,
die von der bürgerlichen Propaganda
verbreitet werden, behindern die Be-
wusstseinsbildung. Leider verstehen
viele nicht, dass Wahlen, wie Marx
richtig bemerkte, nur das Recht der
Unterdrückten sind, alle paar Jahre
die Vertreter der herrschenden Klasse
zu wählen. Dabei verändert sich aber
das Gesicht der Macht nicht. Es bleibt
kapitalistisch und ausbeuterisch. Was
macht es für einen Unterschied, ob
man diesen oder jenen Präsidenten
hat, diesen oder jenen Vertreter? Die
Proletarier_innen, die Lohnabhängi-
gen, die Hand- und Kopfarbeiter_in-
nen, die von den Produktionsmitteln
und der politischen Macht getrennt
sind, bleiben ausgebeutet. Die Arbei-
ter_innen werden nicht die soziale
Emanzipation erlangen, außer sie
stürzen das System, wie z.B. in der
Pariser Kommune oder in den Arbei-

Russland: 

Demokratische Illusionen stören das
Wachstum des Bewusstseins 

terräten von 1905 und 1917. Nur mit
einem Wechsel des Systems ist es
möglich, die Ausbeutung abzuschaf-
fen.

Die Anführer der Opposition ge-
gen Putin

Die Liberalen, die Linke (vor al-
lem Stalinisten), Nationalisten, ha-
ben sich an die Spitze dieser Bewe-
gung gestellt. Zusammen haben sie
das Koordinationszentrum " Für ehr-
liche Wahlen" gebildet.

Unter den "Anführern" gibt es Fi-
guren wie Boris Nemtsov, Vize-Pre-
mier unter Jelzin, der nicht wenig zur
Verschlechterung der Lage der Arbei-
ter beigetragen hat.

Alles in allem erhalten die Oppo-
nenten Putins keinen großen Zu-
spruch von Seiten der Arbeiter_in-
nen. Die Leute erinnern sich nur zu
gut an die Armut, an die zurückge-
haltenen Löhne und Renten, an die
Zeit, in der die heutige Opposition an
der Macht war. Die Führer der Oppo-
sition versuchen bloß, die aktuelle
Unzufriedenheit für ihre Wahlziele
auszunutzen. Es geht ihnen um die
zukünftige Präsidentschaft. In den
Protestdemonstrationen werden die
Wähler_innen dazu aufgerufen, so
abzustimmen, "wie es sich gehört".
Aber es ist klar, dass, selbst wenn die
jetzige Opposition Putin ablösen
sollte, dies keine Verbesserungen für
die Arbeiter_innen bedeuten würde.

Die Aufgaben der Revolutionäre
Man weiß nur zu gut, dass die

Forderung nach "ehrlichen" Wahlen
nichts mit dem Klassenkampf zu tun
hat. Aber wir müssen uns bewusst
sein, dass unter den vielen Tausen-
den, die an diesen Demonstrationen
teilgenommen haben, viele unserer
Klassengenoss_innen sind. In einer
solchen Situation müssen wir offen
die demokratischen Illusionen kriti-
sieren. Auch wenn es nicht dazu
führt, dass wir uns bei den "Anhän-
gern" von "ehrlichen Wahlen" beliebt
machen. Ohne das Verständnis dafür,
dass die eigentliche Grundlage dieser
Probleme das Wesen der kapitalisti-
schen Produktionsweise ist, wird es
keine Entwicklung eines revolu-
tionären Bewusstseins geben. Trotz
der medialen Kampagnen um diese
Wahlen müssen Revolutionäre die
falschen Illusionen der bürgerlichen
"Freiheiten" entlarven. Auch wenn
wir die Fehler der Teilnehmer_innen
an den Demos für "ehrliche Wahlen"
kritisieren, sollte man aber nicht ver-
gessen, dass es einen Unterschied
zwischen der bürgerlichen "Opposi-
tion" gibt, die diese Proteste für sich
nutzen und sich bequeme Posten in
den Organen der Macht ergattern
will, und den gewöhnlichen Leuten,
die ehrlich ihren Unmut über die Un-
verschämtheit und Dreistigkeit der
Autoritäten im Kreml zum Ausdruck
bringen.

Aber die Erfahrung zeigt, dass in
so sterilen und unbedeutenden Prote-
sten, wie sie die Demonstrationen
von Moskau für die Machthaber wa-
ren, sehr schnell ein radikaler Geist
erwachen kann. Vor Monaten noch
konnte sich niemand vorstellen, dass
Zehntausende auf die Straße gehen
würden, um gegen das Regime Putins
zu protestieren.

Es ist unsere revolutionäre Auf-
gabe, den wirklichen Charakter der
Opposition als auch Putins  zu entlar-
ven. Wir müssen den Arbeiter_innen
erklären, dass nur der autonome
Klassenkampf für den Umsturz des
Kapitalismus und den Aufbau einer
Gesellschaft ohne Ausbeutung ihre
Probleme und die der ganzen
Menschheit lösen können.

Sympathisant_innen der IKS in
der ex-UdSSR (Januar 2012)

Diskussionen stattfinden über die
Perspektiven des Kapitalismus. Dies
ist eine unerlässliche Voraussetzung
für einen qualitativen Schritt in den
Auseinandersetzungen. Während ja
in den jüngsten Protesten noch stark
der Ruf nach "Demokratisierung des
Kapitalismus" zu vernehmen war,
muss der Klärungsprozess deutlich
werden lassen, dass nur die Überwin-
dung des Systems eine Lösung bietet.
Sicher reifen diese Elemente - der
Aufbau eines Selbstvertrauens durch
die eigene Erfahrung im Kampf und
die Identifizierung mit der Klasse so-
wie die Erkenntnis, dass die Krise sy-
stembedingt ist und nur durch die
Überwindung des Systems überwun-
den werden kann - nicht sehr schnell
heran. Sie entstehen nicht im
Schnelldurchgang; deren Reifung
verläuft keineswegs geradlinig son-
dern äußerst gewunden, und immer
wieder mit Rückschritten. 

Deutschland- wie durch ein Wun-
der verschont?

Während die Krise zwar mehr als
je zuvor eine internationale, welt-
weite Krise ist, ist offensichtlich,
dass die Bedingungen für die Arbei-
terInnen noch immer von Land zu
Land ziemlich unterschiedlich sind.   

In den USA und Frankreich sorgt
zum Beispiel im Augenblick der
Wahlkampf stark für Ablenkung -
trotz einer äußerst brutalen Ver-
schlechterung der Lage der Arbeite-
rInnen. In einem anderen Schlüssel-
land, Deutschland, ist die Lage sehr
heterogen. Während auf der einen
Seite aufgrund der rapide um sich
greifenden Verarmung der Einzel-
handel über sinkenden Konsum
klagt, bislang immer mehr Geschäfte
schließen - der Fall der Niedrigst-
lohnkette Schlecker ist nur der spek-
takulärste in den letzten Wochen -,
werden auf der anderen Seite in den
exportorientierten Betrieben fette
Sonderprämien gezahlt. So haben
z.B. Autohersteller zwischen 4.000
(Daimler), 7.500 (VW) und 8.000
(Audi) Euro Bonuszahlungen für die
Beschäftigten angekündigt. Während
also in den meisten europäischen
Ländern drastische Lohnkürzungen
vorgenommen werden, werden in
Deutschland Sonderzahlungen in ei-
nigen Branchen ausgezahlt. Und den-
noch - gleichzeitig stehen bei Sie-
mens, Opel, Osram und anderswo
massive Stellenstreichungen und gar
Werksschließungen zur Diskussion.
Die deutschen Exportrekorde werden
nämlich nicht ewig halten, dann wird
auch die Talfahrt der Weltwirtschaft
im Land der Exportrekorde zu spüren
sein. Die Abhängigkeit des deutschen
Kapitals vom Weltmarkt ist enorm (je
nach Branche sogar über 50%), und
auch bei weiteren Finanzdesastern
wäre das deutsche Kapital mit am
meisten betroffen. All das bedeutet,
dass die Arbeiterklasse in der Zu-
kunft dann umso heftiger angegriffen
werden wird.   19.03.2012 

Schluss von S. 3 
2012- Verschärfte
Gegensätze

Schluss von S. 4

Kapitalismus...

Verarmung & und Lebenserwartung
dpa Die Lebenserwartung von Geringverdienern in Deutschland ist um zwei Jahre gesunken. 

Die Menschen werden immer älter. Doch bei einer Gruppe hat sich dieser Trend ins Gegenteil verkehrt: Seit 2001
verringerte sich die durchschnittliche Lebenserwartung von Geringverdienern um zwei Jahre. Noch drastischer sieht es
in Ostdeutschland aus.

Wie die "Saarbrücker Zeitung" vom Montag berichtet, lag die Lebenserwartung von Arbeitnehmern mit geringem
Einkommen 2001 noch bei 77,5 Jahren, im Jahr 2010 aber nur noch bei 75,5 Jahren. Bei den Geringverdienern in den
neuen Ländern sei der Rückgang noch drastischer, von 77,9 auf 74,1 Jahre. Der Trend zur Verlängerung der Renten-
bezugsdauer gelte demnach nur für Personen mit durchschnittlichem oder überdurchschnittlichem Einkommen.

der Reichtum sich in immer weniger
Händen konzentriert. Wir sind
gleichfalls isoliert, wenn wir als indi-
viduelle Bürger die Wahlkabine be-
treten, und genauso fern von der Aus-
übung jeglicher realen Macht.

In den Diskussionen, die die vie-
len Besetzungen und Bewegungen
der öffentlichen Versammlungen von
Tunesien und Ägypten bis Spanien,
Griechenland und den USA angeregt
haben, hat es eine mehr oder weniger
kontinuierliche Konfrontation zwi-
schen zwei Flügeln gegeben: auf der
einen Seite gab es jene, die nicht wei-
tergehen wollen, als das herrschende
Regime demokratischer zu machen,
die dabei stehenbleiben, Tyrannen
wie Mubarak loszuwerden und ein
parlamentarisches System einzu-
führen oder Druck auf die etablierten
politischen Parteien auszuüben, so
dass diese den Forderungen der
Straße mehr Gehör zu schenken. Und
auf der anderen Seite haben wir jene,
die, auch wenn sie noch eine kleine
Minderheit sind, zu sagen beginnen:
Wozu brauchen wir ein Parlament,
wenn wir uns selbst in Versammlun-
gen organisieren können? Können
parlamentarische Wahlen etwas än-
dern? Können wir Formen wie die

Versammlungen benutzen, um die
Kontrolle über unser eigenes Leben
zu übernehmen - nicht nur auf den öf-
fentlichen Plätzen, sondern auch auf
den Baustellen, in den Fabriken und
Werkstätten?

Diese Diskussionen sind nicht
neu. Sie sind ein Nachhall jener De-
batten, die in der Zeit der Russischen
und Deutschen Revolution am Ende
des I. Weltkrieges stattgefunden ha-
ben. Millionen waren gegen ein kapi-
talistisches System in Bewegung ge-
raten, das durch das Abschlachten
von Millionen an den Kriegsfronten
bereits gezeigt hat, dass es aufgehört
hat, eine nützliche Rolle für das
menschliche Geschlecht zu spielen.
Doch während manche sagten, dass
die Revolutionen nicht über die In-
stallierung eines "bürgerlich-demo-
kratischen" Regimes hinausgehen
dürfen, gab es andererseits auch jene
- damals recht beträchtlich an Anzahl
-, die sagten: Das Parlament gehört
der herrschenden Klasse. Wir haben
unsere eigenen Versammlungen ge-
bildet, Fabrikkomitees, Sowjets (Or-
ganisationen, die auf allgemeinen
Versammlungen mit gewählten und
jederzeit abwählbaren Delegierten
basierten). Diese Organisationen soll-
ten die Macht übernehmen, die dann
in unseren Händen bleibt - der erste
Schritt zu einer Umorganisierung der
Gesellschaft von unten nach oben.

Und für einen kurzen Augenblick, ehe
ihre Revolution durch Isolation, Bür-
gerkrieg und innere Degeneration zer-
stört wurde, übernahmen die Sowjets,
die Organe der Arbeiterklasse, die
Macht in Russland.

Es war ein Moment einer unerhör-
ten Hoffnung für die Menschheit. Die
Tatsache, dass sie sich zerschlagen
hatte, sollte uns nicht davon abhalten:
Wir müssen aus unseren Niederlagen
und aus den Fehlern der Vergangen-
heit lernen. Wir können den Kapitalis-
mus nicht demokratisieren, weil er
mehr denn je eine monströse und zer-
störerische Kraft ist, die die Welt in
den Ruin stürzen wird, es sei denn,
wir zerstören ihn. Und wir werden
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Schluss  von S. 1
Syrien - Iran... 
Und wahrscheinlich mischen auch
Soldaten aus diesen Ländern direkt
oder indirekt vor Ort mit. Für Rus-
sland ist Syrien ein vitaler Verbünde-
ter, denn nur Syrien hat Russland ei-
nen Flottenstützpunkt in Tartus am
Mittelmeer überlassen.  Für den Iran
ist Syrien ein wichtiger Stützpfeiler
seiner Machtbestrebungen im Mittle-
ren Osten. Deshalb unterstützt das ira-
nische Regime das bestehende syri-
sche Regime vorbehaltlos, auch mit
direkter militärischer Beteiligung.
Und die " großen demokratischen Na-
tionen ", die Krokodilstränen ver-
gießen und erklären, die Niederschla-
gung von Demonstranten durch das
Regime Basha al-Assads sei nicht
hinnehmbar, scheren sich in Wirklich-
keit einen Dreck um das Schicksal der
Opfer, stattdessen verfolgen auch sie
nur ihre schmutzigen imperialisti-
schen Interessen. 

Syrien am Rande des imperialisti-
schen Krieges

In der Zwischenzeit werden die Stim-
men immer lauter, die auf ein mi-
litärisches Eingreifen in Syrien drän-
gen. Das russisch-chinesische Veto
der UN-Resolution zur Verurteilung
der Repression durch das Assad-Re-
gime beschleunigt diese Tendenz
noch. All diese imperialistischen
Geier nehmen die Massaker des syri-
schen Regimes als Vorwand, um ihre
Kriegsvorbereitungen für Syrien zu
treffen. So verbreiteten russische Me-
dien wie " Voice of Russia " und die
iranischen Medien die Nachricht,
dass die Türkei mit US-Hilfe Truppen
entlang der Grenze zu Syrien zusam-
menziehe, um nach Syrien einmar-
schieren zu können. Seitdem wurde
diese Nachricht von allen westlichen
Medien weiter zirkuliert. Gleichzeitig
wurden in Syrien in der Kamechi und
Deir Ezzor-Region entlang der Gren-
zen zum Irak und der Türkei Raketen
installiert, die Syrien während der
Zeit der UdSSR erworben hatte.
Diese Schritte wurden nach einem
Treffen in Ankara im November 2011
beschlossen. Der Gesandte Katars bot
dem türkischen Premierminister Er-
dogan Geldmittel zur Durchführung
von militärischen Maßnahmen gegen
Syrien von türkischem Territorium
aus an. Diese Treffen führten das sy-
rische Regime und seine Verbündeten
dazu, allen voran Iran und Russland,
den Ton zu verschärfen und kaum ver-
hüllte Drohungen gegen die Türkei
auszusprechen. Bislang hat der syri-
sche Nationalrat, in welchem westli-
chen Medien zufolge die Mehrheit
der Opposition des Landes zusam-
mengeschlossen ist, noch keine aus-
ländische Militärhilfe angefordert. Si-
cherlich hat diese abwartende Hal-
tung des syrischen Nationalrates das
türkische und auch das israelische
Militär bislang davon abgehalten, mi-
litärisch einzugreifen.  Auch in den
USA werden die Möglichkeiten eines
militärischen Eingreifens ermittelt.
Aber der US-Generalstabschef, Ge-
neral Dempsey, warnte davor, dass "
die Kapazitäten der syrischen Luft-
waffe mehr als fünfmal so groß seien
wie die der libyschen Streitkräfte des
gestürzten Gaddafi. Zudem befänden
sich die meisten syrischen Flugab-
wehrsysteme in dicht besiedelten Ge-
bieten, so dass man bei Luftangriffen
auf diese mit zahlreichen Toten unter
der Zivilbevölkerung rechnen
müsse." (FAZ, 8.3.2012) Er fügte
hinzu, das syrische Arsenal biologi-
scher und chemischer Waffen sei 100
mal größer als das libysche. Die Ver-
nichtung der syrischen Luftabwehr
werde lange dauern und aufwendig
sein, ohne die Führung der USA
würde dies nicht gelingen. In Wirk-
lichkeit ist natürlich kein einziger
Staat, der sich an einer Militäropera-
tion gegen das Assad-Regime beteili-
gen würde, an dem Schicksal der
Menschen interessiert (1).

Zudem treiben in Syrien und im be-
nachbarten Libanon Terrorgruppen
wie Hamas, Hisbollah und vermutlich
auch al-Qaida ihr Unwesen, von de-
nen Hamas und Hisbollah Waffen aus
dem Iran beziehen. Mittlerweile sol-
len auch bewaffnete Kräfte aus Li-
byen in Syrien an der Seite der FSA
kämpfen.  Auch wenn es im Vergleich
zu Libyen keine Petro-Dollars zu ge-

winnen gibt,  ist das Land ein strate-
gisches Drehkreuz im Mittleren
Osten, das keiner der imperialisti-
schen Rivalen dem anderen ohne er-
bitterten Widerstand überlassen
würde. Eine militärische Intervention
von Außen in Syrien würde deshalb
einen noch viel größeren Brand aus-
lösen. Auch wäre die Wahrscheinlich-
keit groß, dass es zu einem weiteren
Blutvergießen im Libanon käme. Ein
Sturz des Assad-Regimes, das bislang
als Achilles-Ferse des Irans gilt,
würde darüberhinaus den Einfluss
des Irans in der Region entscheidend
schwächen. Dies wäre sicherlich ei-
nes der Hauptanliegen der westlichen
Kräfte bei einer
möglichen mi-
litärischen In-
tervention in
Syrien. Die
Ausgebeuteten
und Unter-
drückten in Sy-
rien laufen so-
mit Gefahr,
zwischen der
FSA und den
Killerkomman-
dos des Assad-
Regimes und
den imperiali-
stischen Ambi-
tionen auslän-
discher Mächte
aufgerieben zu
werden. 

Der Brandherd Iran 
Syrien ist nicht der einzige Brandherd
in der Region. Denn gleichzeitig neh-
men  die Spannungen zwischen dem
Iran und mehreren imperialistischen
Staaten, den USA, Großbritannien,
Frankreich, Saudi-Arabien, Israel
usw. jeden Tag zu.  Die Kriegsgefahr
wächst. 

Wenn heute ein Land wie der Iran die
USA und die anderen imperialisti-
schen Haie herausfordern kann, spie-
gelt diese Entwicklung die Tendenz
des wachsenden imperialistischen
Chaos wider, das mit dem Zusam-
menbruch des Schah-Regimes An-
fang 1979 einsetzte und ein Jahrzehnt
später mit dem Zusammenbruch des
Ostblocks und dem Ende der Kon-
frontation zwischen zwei Blöcken ein
neues Kapitel im Niedergang des Ka-
pitalismus eröffnete. Seitdem sind die
USA die noch einzig übrig gebliebene
Supermacht, die aber zunehmend von
anderen Staaten herausgefordert
wird, während sich gleichzeitig ein
wahres Chaos in den imperialisti-
schen Beziehungen gebildet hat, wo
"Jeder gegen jeden" antritt. Bis 1979
war der Iran ein strategisch wichtiges
Bindeglied in der Abwehrkette des
von den USA angeführten westlichen
Blocks gegen die Sowjetunion gewe-
sen. Nach dem Zusammenbruch des
Schah-Regimes, der Übernahme der
Macht durch die Mullahs und der da-
nach einsetzenden Amerika-feindli-
chen Politik versuchte einerseits sein-
erzeit die Sowjetunion durch den Ein-
marsch in Afghanistan Ende 1979
Kapital aus der Schwächung der USA
zu schlagen.  Das russische Fiasko in
Afghanistan ist bekannt; es trug mit
zum Zusammenbruch des stalinisti-
schen Regimes in der Sowjetunion
bei.  Andererseits reagierten die USA
mit dem Anstacheln des Iran-Irak-
Krieges 1980, der nahezu 10 Jahre
Massaker zwischen Iran-Irak brachte.
Seit mehreren Jahrzehnten ist die
ganze Region - von Israel/Palästina
über den Irak und Afghanistan - mit
Kriegen übersät worden. Durch ihre
verzweifelten Versuche, ihre Vor-
machtstellung hauptsächlich mit mi-
litärischen Mitteln aufrechtzuerhal-
ten, haben die USA eine riesige Blut-
spur in der Region hinterlassen. Und
die USA selbst sind im Irak, in Af-
ghanistan, indirekt in Pakistan in ei-
nen riesigen Schlamassel geraten, wo
sie keine Beruhigung der Lage, son-
dern nur eine weitere Destabilisie-
rung bewirkt haben. Und gleichzeitig
hat sich der Iran (neben der Türkei)
auf Kosten der USA zu einer neuen
Regionalmacht im Mittleren Osten
mausern können. Weil der Iran ei-
gentlich keine anderen Trümpfe als
Öl- und Gasexporte einsetzen kann

und über keine industrielle Konkur-
renzfähigkeit verfügt, kann das Re-
gime nur "erpresserisch" und mi-
litärisch destabilisierend wirken. Die
Mullahs setzen dabei die Keule der
religiösen Spaltung ein. Jeder Schiit
ist für das Regime Kanonenfutter im
Kampf gegen die rivalisierenden Re-
gime - z.B. gegen Saudi-Arabien. Ge-
genüber Israel droht der Iran seit lan-
gem mit dem Einsatz von Massenver-
nichtungswaffen. Irans derzeit hoch-
ambitioniertes Atomprogramm, an-
geblich nur friedlichen Zwecken
dienend, ist derzeit der Hauptkon-
fliktpunkt, welcher die Kriegsgefahr
in der Region weiter auf die Spitze
treibt. Die Aussicht, dass das Regime
in Teheran bald über Kernwaffen ver-
fügen könnte, ist für die israelische
Regierung jetzt schon Grund genug,
militärisch gegen seinen östlichen
Herausforderer vorgehen zu wollen. 

Auch wenn der Iran im Vergleich zu
seinem Rivalen Saudi-Arabien nur
ein Fünftel von dem in die Rüstung
steckt, was die Saudis dafür ausge-
ben, hat das Land einen Großteil sei-
ner Ressourcen in Rüstung gesteckt.
Solch ein aufgeblähter Militarismus
ist eine klassische Erscheinungsform
eines niedergehenden Systems.  Auch
wenn es schwierig ist, die militärische
Schlagkraft des Irans genau einzu-
schätzen, ist das Regime dazu in der
Lage, viel größere Verwerfungen her-
vorzurufen als Syrien selbst. Wenn
sich der Iran zur Blockade der Straße
von Hormus entschließen sollte, wo-
durch der Ölnachschub beeinträchtigt
würde, würde dies die wirtschaftliche
Lage weltweit noch mehr destabili-

sieren. Jeder direkte Angriff auf den
Iran würde ein noch größeres, unkon-
trollierbares Chaos auslösen. 

Gegenwärtig rüstet sich Israel für ei-
nen Militärschlag gegen den Iran. Im
Gegensatz zu früheren Militärschlä-
gen gegen den Irak 1981 oder Syrien
2007 würde ein Angriff gegen den
Iran die gegenwärtigen Kapazitäten
des israelischen Militärs überfordern
(2). Israel wäre letzten Endes auf die
Unterstützung der USA angewiesen.
Damit könnten die USA in einem
Krieg gegen den Iran ein neues mi-
litärisches Desaster erleben. Zudem
haben die USA erst jüngst ihre neuen
militärischen Prioritäten für die näch-
sten Jahrzehnte bekannt gegeben.
Und da steht an erster Stelle die not-
wendige Anpassung an die zu erwar-
tende Intensivierung der Konflikte in
Ostasien und der Zwang, China aus-

reichend gerüstet
entgegenzutre-
ten. Wenn die
USA im Mittle-
ren Osten mi-
litärisch angrei-
fen würden, spie-
gelt das somit die
ganze Unkon-
trollierbarkeit
der militaristi-
schen Spirale wi-
der, welche das
kapitalistische
System immer
weiter in den Ab-
grund treibt.
Auch wenn we-
gen des bevor-
stehenden Wahl-
kampfes in den
USA zur Zeit

viele Fragen hinsichtlich des Vorge-
hens der USA offen sind, müssten die
USA in den beiden Brandherden Sy-
rien und Iran mit an vorderster Front
stehen. 

Während das Krebsgeschwür des Mi-
litarismus und das Terrorregime der
Herrschenden immer mehr Opfer hin-
terlässt, liegt der Schlüssel für den
Ausweg aus dieser Barbarei mehr
denn je in den Händen der Arbeiter-
klasse - vor allem in den Händen der
Arbeiter der Industriestaaten, die am
ehesten den Arm der Repression und
des Militarismus zurückhalten kön-
nen.  W/D Anfang März 2010

(1)Nur einige Beispiele der Heuchelei einiger

Staaten, die an einer "humanitären Intervention"
in Syrien mitwirken könnten:  Der türkische Mi-
nisterpräsident verbrachte in den letzten Jahren
seinen Urlaub mit dem Assad-Clan, um dadurch
die Beziehungen zu Syrien zu verbessern. Ohne
jegliche Berührungsängste mit dem blutrünsti-
gen Assad-Regime verfolgt Ankara seit Jahren
die Kurden. Oder Israel, das behauptet,  der Ge-
nozid an den Juden im Holocaust legitimiere
jeglichen Gewalteinsatz (von der Vertreibung
bis zur Bombardierung usw. ) ist eher am Mach-
terhalt des Israel feindlich gesonnenen, aber be-
rechenbaren Assad-Regimes interessiert als am
möglichen Aufstieg eines eventuell stärker mus-
limisch geprägten syrischen Regimes. Auch
wenn die vom Assad-Regime bombardierten
Dörfer und Städte oft nur wenige Kilometer von
Israel entfernt sind, zeigt der israelische Staat
keine Sorge um die Opfer der Repression in Sy-
rien. Im Libanon werden viele der ins Land ge-
flüchteten Opfer der syrischen Repression von
Polizeikräften aufgegriffen und  - wenn sie nicht
in Libanon verfolgt werden - wieder nach Syrien
abgeschoben. Der deutsche Staat hat jahrelang
mit den syrischen Geheimdiensten kooperiert
und nie davor gezögert, syrische Flüchtlinge den
Henkern des Regimes auszuliefern. 

(2 "Primäre Ziele wären alle Anlagen zur Her-
stellung von Spaltmaterial, das für den Bau von
Atomwaffen nötig ist. Dazu zählen die Uran-
konversionsanlage in Isfahan und der noch nicht
fertiggestellte Schwerwasserreaktor Arak, der
einmal Plutonium liefern könnte - vor allem
aber die Urananreicherungsanlagen in Natans
und Fordow (die sich in Bunkern befinden). Sie
bereiten den Israelis das meiste Kopfzerbre-
chen: Beide Kavernen liegen unter 80 Meter
Fels und sind laut Experten mit konventionellen
Waffen nicht zu knacken. Israel müsste aber zu-
gleich sicherstellen, dass die Atomfabrik nicht
nach wenigen Monaten wieder arbeitet. (…)
Analysten in Israel gehen davon aus, dass die
Luftwaffe mehrere Angriffswellen fliegen müs-
ste, auch um Irans Luftabwehr auszuschalten
und Sekundärziele zu attackieren, wie Stütz-
punkte und Produktionsstätten für Raketen. 125
Kampfjets der Typen F-15 und F-16 hat Israel
dafür mit Zusatztanks für Langstrecken aus-
gerüstet. Marschflugkörper, Raketen und Droh-
nen dürften ebenso zum Einsatz kommen, wie
Kommandoeinheiten. Die Gelegenheit ist aus
Sicht der Hardliner in Israel günstig: Die Jets
könnten unbehelligt über Irak fliegen, nachdem
die Amerikaner dort Ende 2011 abgezogen sind.
Zudem dürfte es sich US-Präsident Obama kurz
vor der Wahl kaum leisten können, Israel die
Unterstützung nach einem Angriff zu entziehen,
so sehr er sich gegen diesen stemmt."
http://www.sueddeutsche.de/politik/atomstreit-
wie-israel-sich-fuer-einen-angriff-gegen-iran-
ruestet-1.1290231

"Die kapitalistischen Staaten sind nicht mehr imstande, aus eigenem
Willen dem entfesselten imperialistischen Hexensabbat Halt zu gebieten.
Der auf die Menschheit losgelassene Imperialismus muss vielmehr mit fa-
taler Logik aus eigenem Schoß mit jedem Tag der Kriegsdauer nur immer
schärfere Gegensätze, immer verzweifeltere Kämpfe hervorbringen. Von
sich aus vermag die bürgerliche Gesellschaft nur noch immer wilder An-
archie, Ruin und Bestalität zu produzieren. 

Nur eine einzige Macht wäre imstande und war durch die Geschichte
berufen, dem rasenden Abrutsch der Gesellschaft in den Abgrund der An-
archie und der Verwilderung in die Speichen zu fallen: das internationale
sozialistische Proletariat. Einen anderen Ausweg aus dem Kriege als die
revolutionären Erhebung des internationalen Proletariats zum Kampfe
um die Macht gibt es nicht mehr - es sei denn die völlige Erschöpfung der
Gesellschaft, d.h. wirtschaftlicher, kultureller, moralischer Zusammen-
bruch und Agonie nach unabsehbarer Dauer des Krieges." 

(Rosa Luxemburg, Ein neues Waterloo des Sozialismus, Bd. 4, S. 239,
April 1917). 

Auflösung der rot-grünen Landesre-
gierung von Nordrhein-Westfalen.
Die Begleitumstände des "Sturzes"
der erst vor 20 Monaten gebildeten
rot-grünen Landesregierung unter
Hannelore Kraft (SPD) waren recht
merkwürdig: Während die Abge-
wählten, SPD und Grüne, Mühe hat-
ten, ihre Freude über ihre eigene Ab-
wahl zu verbergen, herrschten in der
Opposition betretene Mienen vor.
Besonders die FDP-Fraktion im Düs-
seldorf erntete angesichts ihrer Rolle
bei der Lesung des Haushalts der rot-
grünen Landesregierung im Düssel-
dorfer Landtag verständnisloses
Kopfschütteln. Schließlich hatte sie
mit ihrem Nein in der zweiten Le-
sung nicht nur dafür gesorgt, dass der
Haushalt scheiterte und Ministerprä-
sident Kraft umgehend die Auflö-
sung ihrer Regierung erklärte, son-
dern auch politisches Harakiri began-
gen angesichts von Umfragewerten,
die seit Monaten um die zwei Prozent
pendeln. Es hat aber den Anschein,
als sei die FDP in eine Falle gelaufen;
ihr Kalkül, in der zweiten Lesung die
Einzelhaushalte abzulehnen, um in
der dritten Lesung schließlich dem
Gesamthaushalt doch zuzustimmen,
wurde durch eine sehr umstrittene
Auslegung der Rechtslage durch die
Düsseldorfer Landesverwaltung un-
terlaufen, nach der die Ablehnung
der Einzelhaushalte in der zweiten
Lesung automatisch die Ablehnung
des Gesamthaushaltes nach sich zöge
und damit eine dritte Lesung über-
flüssig sei. Es ist offensichtlich, dass
Rot-Grün die Gelegenheit nutzen
will, via vorzeitiger Neuwahlen die
kleineren Parteien aus dem Landtag
zu kegeln; denn neben der FDP

krebst auch die Linke unterhalb der
Fünfprozenthürde herum.

Spätestens seit 2005, als die SPD
zum ersten Mal seit einer gefühlten
Ewigkeit die Macht in NRW an die
CDU und dem selbsternannten Arbei-
terführer Rüttgers abgeben musste,
womit das vorzeitige Ende der rot-
grünen Bundesregierung unter
Schröder eingeläutet wurde, gelten
Wahlen in dem bevölkerungsreich-
sten Bundesland als Wegweiser für
wichtige Veränderungen auf Bundes-
ebene. Vor diesem Hintergrund findet
derzeit eine regelrechte Heerschau
der politischen Klasse in NRW statt:
Die FDP schickt ihr bestes Pferd ins
Rennen, den ehemaligen Generalse-
kretär Lindner, der mit seinem "mit-
fühlenden" Liberalismus das Unmög-
liche wahr machen und die FDP vor
dem Schicksal einer Splitterpartei in
NRW bewahren soll. Die CDU setzt
ihre Hoffnungen auf Bundesumwelt-
minister Röttgen, der für die
schwarz-grüne Option steht.
Währenddessen setzen die Grüne und
die SPD auf ihre bewährten Kräfte in
NRW; Hannelore Kraft wird von
manchen gar schon als die kom-
mende Kanzlerkandidatin der SPD
gehandelt. Die Landtagswahlen in
NRW werden ein Probelauf für die
Bundestagswahlen 2013 sein; hier
wird die Antwort auf die Frage vor-
weggenommen, welche Optionen in
der politischen Farbenlehre auf Bun-
desebene möglich sind. Werden die
kleinen Parteien auch nach den
Wahlen im kommenden Mai im Düs-
seldorfer Landtag präsent sein, um
weiterhin populistische Tendenzen in
der Bevölkerung zu kanalisieren?
Und wenn nicht, wird es Röttgen ge-
lingen, die Grünen für ein gemeinsa-
mes Regierungsprojekt zu begei-
stern? Oder kommt es zu einer rot-
grünen Wiederauflage, diesmal aber
nicht als Minderheitsregierung, son-
dern mit einer satten Mehrheit ausge-

stattet? Letzteres würde in Kombina-
tion mit dem Sturz der NRW-FDP un-
ter die Fünfprozenthürde die Merkel-
Regierung in Berlin - vorsichtig aus-
gedrückt - in erhebliche Turbulenzen
bringen und die Wiederauflage einer
rot-grünen Bundesregierung immer
näher rücken lassen.

Im Unterschied zu offenen Dikta-
turen wie die stalinistischen Einpar-
teiensysteme im früheren Ostblock
bergen Wahlen in parlamentarischen
Demokratien viele Unwägbarkeiten
in sich, die die Herrschenden trotz al-
ler Manipulationskünste nicht völlig
beeinflussen können. Das Aufkom-
men populistischer Parteien in den
westlichen Demokratien in den letz-
ten Jahren zeigt, dass die herrschen-
den Kreise nicht vor unliebsamen
Überraschungen gefeit sind. Umso
wichtiger ist es für sie, dass die
Hauptprotagonisten der politischen
Klasse in ihrer strategischen Orientie-
rung an einem Strang ziehen. Ein sehr
effektives Mittel zu ihrer Disziplinie-
rung ist das Lancieren von Affären in
der Öffentlichkeit. Vom Grundsätzli-
chen ins Konkrete übersetzt: mögli-
cherweise waren - und da schließt
sich der Kreis - die eigentlichen
Adressaten der Anti-Wulff-Kampa-
gne die führenden SPD-Mitglieder
und potenziellen Kanzlerkandidaten
Gabriel und Steinmeier. Vielleicht
war die Wulff-Affäre in Wirklichkeit
ein verkappter Warnschuss gegen die
Niedersachsen-Connection, die sich
erneut anschickt, nach der Macht zu
greifen - ein Warnschuss, mit dem die
SPD-Führung für den Fall, dass sie
im kommenden Jahr zusammen mit
den Grünen die Bundesregierung bil-
det, an die strategischen Gesamtinter-
essen und Prioritäten des deutschen
Imperialismus erinnert wird.
B.                     24.3.2012

Fortsetzung von S. 4

Wulff...
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Spartengewerkschaften
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nes Straßenbahnbetriebshofs zu er-
scheinen. Sie waren zwar den Fängen
der GdL entkommen, doch nur um
von den Funktionären der Verdi ein-
gefangen zu werden. Als wiederum
ein erneuter Lokführerstreik drohte
und ein selbstorganisierter Kreis von
Lokführern Streikzentren organi-
sierte, um mit anderen ArbeiterInnen
zusammen zu kommen, setzte die
GdL erst auf Disziplinierungsmaß-
nahmen und kündigte dann am Vor-
abend den Streik auf.

Wir sollten uns also keinen Illu-
sionen über den kämpferischen Cha-
rakter von Spartengewerkschaften
hingeben. Ihre Funktion ist die Unter-
drückung der politischen Dynamik
von Arbeiterkämpfen, das Verhindern
von kollektiven Lernprozessen.

Erosion der bürgerlichen Institu-
tionen

Erklärt sich das Auftauchen von
Spartengewerkschaften bzw. ihre Re-
aktivierung tatsächlich nur über die
Veränderungen im Produktionspro-
zess und die Proletarisierung? Es ist
tatsächlich eine wichtige Möglich-
keit, das Unbehagen von proletari-
sierten Menschen einzufangen. Doch
warum sind die DGB-Einheitsge-
werkschaften nicht in der Lage, diese
Rolle auszufüllen? Es würde nahelie-
gen, darauf zu antworten, dass diese
Proletarisierten sich selbst nicht als
ArbeiterInnen definieren würden,
doch dies gilt vermutlich ebenfalls
für die Angestellten der Versicherun-
gen und Banken, die jedoch bei Verdi
gelandet sind und dort auch bereits
Teil von größeren Mobilisierung wa-
ren. Die Spartengewerkschaften
(ebenfalls wie die "Für eine kämpfe-
rische Gewerkschaft"-Fraktion der
anarcho-syndikalistischen FAU)
scheinen Ausdruck des allgemeine-
ren Erodierungsprozesses der bürger-
lichen Institutionen zu sein: das kurze
Haltbarkeitsdatum für Bundespräsi-
denten, das kurze Aufblitzen von
Karrieristen (wie von Gutenberg), die
Missbrauchsskandale der christli-
chen Kirchen, allgemeine Politikver-
drossenheit durch den Legitimations-
verlust der politischen Kaste usw. Der
Ansehensverlust der quasi-staatli-
chen Vermittlungsinstanzen nimmt
groteske Formen an. Um nicht falsch
verstanden zu werden, die Funktio-
nen dieser bürgerlichen Institutionen
und insbesondere der Gewerkschaf-
ten sind nach wie vor notwendig im
niedergehenden Kapitalismus, sie
werden nicht von selbst zerfallen,
sondern sich immer wieder eine "mo-
dernere Form" (und damit häufig zer-
brechlichere und irrationalere) geben.
Doch diese sind von den herrschen-
den Widersprüchen angespannt und
deuten auf die innere Aushöhlung des
politischen Systems hin. Das ist der
Hintergrund, vor dem man die dikta-
torischen Maßnahmen am besten ver-
steht, die die bürgerliche Justiz jüngst
gewählt hat, um sowohl den "Solida-
ritätsstreik" von zwölf Fluglotsen zu
unterbinden, als auch gleich den
ganzen Streik wegen eines Formfeh-
lers für unrechtsmäßig zu erklären
(dass die Justiz gegenüber den Spar-
tengewerkschaften nicht einheitlich
vorgeht und sich auch schon mal zu
"deren Gunsten" ausgesprochen hat,
zeigten die gerichtlichen Auseinan-
dersetzungen um den Lokführer-
streik). Die Bourgeoisie steht auf je-

den Fall gegenwärtig vor der schwe-
ren Aufgabe, entweder den DGB ge-
gen das Grundgesetz zu stärken oder
aber die Gewerkschaftsvielfalt als
"moderne" Falle auszubauen oder
beides miteinander in Einklang zu
bringen. [6] So oder so, der  Zerfall
des Ansehens der bürgerlichen Insti-
tutionen macht auch vor den Gewerk-
schaften nicht halt.      G.

Anmerkungen
[1] Im Rahmen dieses Artikels kann keine
weitere Analyse der entstehenden Indu-
striegewerkschaften geliefert werden, es
sei nur darauf verwiesen, dass die Arbei-
terklasse in Europa zu dem Zeitpunkt po-
litisch vollkommen geschlagen war, der
Nationalsozialismus nahm Gestalt an, der
Stalinismus führte seine blutigen Prozesse
durch und in Spanien kündigte sich bereits
der zweite Weltkrieg an. Die amerikani-
sche Arbeiterklasse hatte noch nichts Ver-
gleichbares erlebt, doch sie war isoliert
und politisch - trotz der Migration - noch
relativ unerfahren. Die neuen Gewerk-
schaften konnten die Klasse gut einfangen
und auf den zweiten Weltkrieg vorberei-
ten.
[2] "Die strukturelle Arbeitermacht war in
der neuen Leitindustrie (Automobile) weit
größer als in der alten (Textilien). Die Au-
tomobilarbeiter verfügten über mehr Pro-
duktionsmacht, weil diese Industrie anfäl-
liger gegenüber den Störungen war, die
Arbeiter und Arbeiterinnen in der Produk-
tion verursachen konnten." S. 125 Beverly
Silver, Arbeiterbewegungen und Globali-
sierung seit 1870. Forces of Labor - sehr
gute Zusammenfassung der Kernaussa-
gen:
http://www.arbeitsalltag.de/Texte/Silver.p
df
[3] Tragischer war der organisatorische
Bruch, der es der Klasse sehr mühsam
machte, an den Kampferfahrungen der re-
volutionären Welle anzuknüpfen und zu
einer Tiefe zu kommen. Diese Aufgabe
wurde erst durch 1968 und das Auftau-
chen von revolutionären Minderheiten
wieder aufgenommen.
[4] Zur kritischen Würdigung siehe die
Artikelfolge zum Operaismus; Start in der
Weltrevolution 141 - 143 http://de.interna-
tionalism.org/welt141/2007_operaismus
http://de.internationalism.org/Welt142/20
07_operaismus2
http://de.internationalism.org/welt143/20
07_operaismus

[5] Die Verdi Betriebsratsvorsitzende
Claudia Amier hat dies im Gespräch mit
der Financial Times Deutschland sehr gut
festgestellt: "Eine kleine Gruppe von Be-
schäftigten nutzt ihre Monopolstellung
aus, um Entgelte zu erzielen, die weit über
jedes Maß hinausgehen und völlig unver-
hältnismäßig sind."
[6] Hier einige Bruchstücke aus der der-
zeit innerhalb der deutschen Bourgeoisie
tobenden Debatte:
SPD-Fraktionschef Frank-Walter Stein-
meier stellte die "Zerfledderung der deut-
schen Tariflandschaft" fest und sagte der
Passauer Neuen Presse: "Wir müssen zur
Tarifeinheit zurückkehren, zum Grund-
satz: Ein Tarif pro Betrieb. Der Vorsit-
zende der Monopolkommission, Justus
Haucap, warnte die Politik derweil vor ei-
nem Bruch des Grundgesetzes in ihrem
Bestreben, Arbeitskämpfe von konkurrie-
renden Gewerkschaften in einem Betrieb
zu verhindern. Wer nicht beim Deutschen
Gewerkschaftsbund (DGB) mitmachen
wolle, dürfe auch nicht dazu gezwungen
werden, sagte er dem Handelsblatt Online.
Dessen ungeachtet hält auch Haucap die
"Machtanballung bei Kleinstgewerk-
schaften" für ein Problem. Er regte an,
über eine Änderung des Streikrechts ge-
gen Gewerkschaften vorzugehen, die mit
ihrer monopolartigen Macht nicht verant-
wortungsvoll umgehen.

Lest unsere Broschüren: 
* Die Gewerkschaften 
gegen die Arbeiterklasse
* Nation oder Klasse 
* Die Übergangsperiode
* Plattform & Manifeste
der IKS 



UNSERE POSITIONEN
Seit dem 1. Weltkrieg ist der Kapitalismus
ein dekadentes gesellschaftliches System.
Zweimal hat er die Menschheit  in einen bar-
barischen Zyklus von Krise, Weltkrieg, Wie-
deraufbau, neue Krise gestürzt. In den 80er
Jahren ist er in die letzte Phase seines Nie-
dergangs eingetreten -  die seines Zerfalls.
Gegenüber diesem unwiderruflichen histori-
schen Abstieg gibt es nur eine Alternative:
Sozialismus oder Barbarei,  kommunistische
Weltrevolution  oder Zerstörung der
Menschheit.

Die Pariser Kommune von 1871 war der er-
ste Versuch des Proletariats, diese Revolu-
tion durchzuführen. Dies geschah jedoch zu
einem Zeitraum, als die Bedingungen dafür
noch nicht reif waren. Nachdem diese
Bedingungen aber mit dem Eintritt des
Kapitalismus in seine Dekadenz geschaffen
waren,  stellte die Oktoberrevolution 1917
in Russland  den ersten Schritt einer echten
kommunistischen Weltrevolution innerhalb
einer internationalen Welle von re-
volutionären Kämpfen dar, die den
imperialistischen Weltkrieg zu Ende brachte
und mehrere Jahre fortdauerte.  Das Schei-
tern dieser revolutionären Welle, insbeson-
dere in Deutschland von 1919-23 führte
dazu, daß die Revolution in Russland isoliert
blieb und  schnell entartete. Der Stalinismus
war nicht das Ergebnis der russischen Revo-
lution, sondern ihr Totengräber.

Die staatlichen Regime, die unter der
Bezeichnung  “sozialistisch” oder “kommu-
nistisch” in der UdSSR, in Osteuropa, China,
Kuba usw.  entstanden waren, waren nur be-
sonders brutale Formen einer weltweiten
Tendenz zum Staatskapitalismus, die typisch

ist für die Niedergangsphase des Kapi-
talismus.

Seit dem Anfang des 20. Jahrhunderts sind
alle Kriege imperialistische Kriege in einem
Todeskampf zwischen großen oder kleinen
Staaten gewesen, um eine internationale
Stellung zu erobern oder zu erhalten. Diese
Kriege haben der Menschheit nur Tod und
Zerstörung in einem immer größeren Aus-
maß gebracht. Die Arbeiterklasse Muß dem
ihre internationale Solidarität und den
Kampf gegen die Bourgeoisie in allen Län-
dern entgegensetzen.

All die Ideologien der “nationalen Un-
abhängigkeit”, des “Selbstbestim-mungs-
rechts der Völker”, unabhängig davon, ob sie
unter einem ethnischen, historischen, reli-
giösen oder sonstigen Vorwand verteidigt
werden, sind für die Arbeiter ein wahres Gift.
Indem sie für  die eine oder andere Fraktion
der Bourgeoisie Partei ergreifen sollen, wer-
den so die Arbeiter gegeneinander auf-
gehetzt und  dazu getrieben, sich   im Inter-
esse der Ausbeuter in den Kriegen zwischen
diesen gegenseitig abzuschlachten. 

Im dekadenten Kapitalismus sind das
Parlament und die Wahlen zu einer einzi-
gen Heuchelei geworden.  Jeder Aufruf zur
Beteiligung  am Wahlzirkus  kann nur die
Wirkung der Lügen verstärken, mit der die
Wahlen als eine “echte Alternative” für die
Ausgebeuteten dargestellt werden. Die
Demokratie, die eine besonders heuchleri-
sche Herrschaftsform der Bourgeoisie ist,
unterscheidet sich im Grunde nicht von den
anderen Formen der kapitalistischen Herr-
schaft, dem Stalinismus und dem Fa-
schismus.
Die Fraktionen der Bourgeoisie sind alle

gleich  reaktionär. Alle sog. “sozialisti-
schen”, “kommunistischen”  Arbeiterpar-
teien (jetzt die früheren “Kom-munisten”),
die Organisationen der extremen Linken
(Trotzkisten, Maoisten, und Exmaoisten,
offizielle Anarchisten)  stellen den  linken
Flügel des politischen Apparates des Ka-
pitals dar. All die  Taktiken der “Volks-
front”, der “antifaschistischen” Front und
der “Einheitsfront”, die die Interessen des
Proletariats mit denen einer Fraktion der
Bourgeoisie zusammenbringen wollen,
dienen nur dazu, daß der Kampf der Arbei-
terklasse kontrolliert und in Sackgassen
gelenkt  wird.

Mit dem Eintritt des Kapitalismus in seine
Dekadenz sind die Gewerkschaften überall
zu Organen der kapitalistischen Ordnung
innerhalb der Arbeiterklasse geworden. Die
gewerkschaftlichen Organisationsformen,
ob die “offiziellen” oder die “Basisge-werk-
schaften”, dienen nur dazu, die Ar-
beiterklasse zu kontrollieren und ihre
Kämpfe zu sabotieren.

Um ihre Kämpfe erfolgreich durchzuführen,
Muß die Arbeiterklasse ihre Kämpfe zusam-
menschließen, indem sie deren Ausdehnung
und Organisierung selbst in die Hand nimmt.
Dies geschieht  mittels selbständiger
Vollversammlungen und Komitees von
Delegierten, die jeweils jederzeit von diesen
Versammlungen gewählt und abgewählt
werden können.

Der Terrorismus ist in keiner Hinsicht ein
Mittel des Kampfes der Arbeiterklasse. Als
Ausdruck der geschichtlich zukunftslosen
gesellschaftlichen Schichten und des Zer-
falls des Kleinbürgertums liefert  der Terro-
rismus, wenn er nicht direkt ein Mittel des

ständigen Krieges zwischen den Staaten ist,
immer einen Nährboden  für die Ma-
nipulationen der Bourgeoisie.  Indem er für
die geheimen Aktionen von kleinen Min-
derheiten eintritt, steht  er im totalen Gegen-
satz zur Klassengewalt, die sich auf
Handlungen einer bewussten und organisier-
ten Masse des Proletariats stützt.

Die Arbeiterklasse ist die einzige Klasse, die
dazu in der Lage ist, die kommunistische Re-
volution durchzuführen. Der revolutionäre
Kampf führt die Arbeiterklasse
notwendigerweise zu einer Konfrontation
mit dem kapitalistischen Staat. Um den
Kapitalismus zu zerstören, Muß die Ar-
beiterklasse alle Staaten zerstören und die
Diktatur der Arbeiterklasse auf Weltebene
errichten: die internationale Macht der Ar-
beiterräte, die das gesamte Proletariat um-
fassen.
Die kommunistische Umwandlung der
Gesellschaft durch die Arbeiterräte bedeutet
weder “Selbstverwaltung” noch “Verstaatli-
chung” der Wirtschaft. Der Kommunismus
erfordert die bewusste Abschaffung der
kapitalistischen Gesellschaftsverhältnisse
durch die Arbeiterklasse: die Lohnarbeit, die
Warenproduktion, die Landesgrenzen. Dazu
Muß eine Weltgemeinschaft errichtet wer-
den, deren ganze Aktivitäten auf die volle
Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse
ausgerichtet sind. 
Die revolutionäre politische Organisation
stellt die Avantgarde des Proletariats, den ak-
tiven Faktor des Prozesses der Generalisie-
rung des Bewusstseins innerhalb des
Proletariats dar. Ihre Rolle besteht weder in
der “Organisie-rung der Arbeiterklasse”
noch in der “Übernahme der Macht” in
ihrem Namen, sondern aktiv an der Ver-
einigung der Kämpfe mitzuwirken,  daß die

Arbeiter die Kämpfe selbst in die Hand neh-
men und eine revolutionäre politische Ori-
entierung für den Kampf des Proletariats
aufgezeigt wird.

UNSERE AKTIVITÄT
Die theoretische und politische Klärung der
Ziele und Mittel des Kampfes des Proletari-
ats, seiner geschichtlichen und unmittelba-
ren Bedingungen. 
Die organisierte, vereinigte und auf in-
ternationaler Ebene zentralisierte In-
tervention, um zum Prozess beizutragen, der
zu revolutionären Handlungen der Arbeiter-
klasse führt.
Die Umgruppierung der Revolutionäre im
Hinblick auf die Schaffung einer wirklichen
kommunistischen Weltpartei, die unabding-
bar ist für die Abschaffung der kapitalisti-
schen Herrschaft und die Entwicklung hin
zur kommunistischen Gesellschaft.

UNSER URSPRUNG
Die Positionen der revolutionären Or-
ganisationen und ihre Aktivitäten sind das
Ergebnis der vorherigen Erfahrungen der
Arbeiterklasse und der Lehren, die diese po-
litischen Organisationen aus der Geschichte
gezogen haben. So beruft sich die IKS auf
die Errungenschaften, die nacheinander er-
bracht wurden vom Bund der Kommunisten
(1847-52) um Marx und Engels, den drei
Internationalen (Internationale Arbei-
terassoziation 1864-72, II. Sozialistische In-
ternationale 1889-1914, Kommunistische
Internationale 1919-1928), den
Linkskommunistischen Fraktionen, die in
den 20er und 30er Jahren aus der 3. Inter-
nationale während ihres Niedergangs
hervorgegangen waren, insbesondere der
Deutschen, Holländischen und Italienischen
Linken. 

Spartengewerkschaften - Fortschritt oder Fessel? 
Der Streik am Frankfurter Flug-
hafen - die Produktionsmacht der
Spartengewerkschaften?

Im Februar schaffte es der Streik
von 200 Vorfeldarbeitern am Frank-
furter Flughafen Fraport, nicht nur ei-
nes der zentralen Drehkreuze im
weltweiten Flugverkehrsnetz zu be-
hindern, sondern der Streik brachte
auch die Geschäftsführung von Fra-
port, die Gewerkschaft Verdi, die bür-
gerliche Justiz und die Regierungs-
parteien gegen sich auf. Eine solche
Konfrontation verdient es näher un-
tersucht zu werden.

Der Streik war organisiert und
ausgerufen von der kleinen Gewerk-
schaft der Flugsicherung GdF. Wie
schon beim spektakulären Streik der
Lokführer 2007 ist es wieder eine
kleine Spartengewerkschaft, der es
mit höheren Forderungen und der
Androhung eines größeren volkswirt-
schaftlichen Schadens gelingt, den
Streik in die mediale Öffentlichkeit
zu katapultieren.

Neben den mächtigen Einheitsge-
werkschaften des DGB haben Spar-
tengewerkschaften wie die GdF, die
GdL, der Marburger Bund und Cock-
pit sich durch eigenständige Aktionen
einen Namen gemacht und die sozial-
partnerschaftlich verordnete Trägheit
zumindest medial aufgemischt. Doch
was bedeutet dies für den Klassen-
kampf? Was bedeutet dies für die
Analyse der Funktion von Gewerk-
schaften im niedergehenden Kapita-
lismus?

Spartengewerkschaft - DGB Ein-
heitsgewerkschaft

Die kontrollierende Funktion von
Verdi gegenüber der Arbeiterklasse
wird doppelt deutlich. Einmal ist der
Arbeitsdirektor und somit Vorstands-
mitglied von Fraport Herbert Mai.
Vormals jahrzehntelang Gewerk-
schaftsfunktionär und von 1995 -
2000 Gewerkschaftsvorsitzende der
ÖTV (der Vorgängerorganisation von
Verdi). Die Fraport hatte sich mit
Hilfe von Mais gewerkschaftlicher
Erfahrung gut auf den Streik vorbe-
reitet und viele Mitarbeiter aus dem
verwaltenden Bereich in Kurzschu-
lungen auf die Streikbrecherarbeit
vorbereitet. Zum zweiten hatte Verdi
vor drei Jahren mit Fraport ein 24
Millionen Euro schweres Kosten-
senkungsabkommen auf Kosten der
ArbeiterInnen vereinbart. Die Masse
der Beschäftigen und der Verdi-Mit-
glieder sind im einfachen Dienstlei-
stungssektor (Service-, Sicherheits-,
Reinigungskräfte, kaufmännische
Angestellte usw) tätig. Die GdF dage-
gen sieht sich hauptsächlich als Ni-

schenkraft für die ArbeiterInnen an
strategisch wichtigen Stellen, wie die
Vorfeldmitarbeiter, die mit ihren "fol-
low me" Fahrzeugen die Flugzeuge
auf dem Rollfeld dirigieren. Diese Ni-
schenkraft scheint auch für die ande-
ren Spartengewerkschaften typisch
zu sein. Doch was haben diese strate-
gischen Punkte mit der gewerkschaft-
lichen Organisierung zu tun?

In der klassischen Industriepro-
duktion waren beispielsweise die
Kämpfe der Fließband-ArbeiterInnen
in den großen amerikanischen Auto-
fabriken 1936/37 der Geburtsakt der
modernen Industriegewerkschaft der
Autoarbeiter CIO. In den Streiks
wurde der Terror des Fließbands un-
terbrochen und die Verwundbarkeit
des Produktionsprozess wurde offen-
sichtlich. [1] Die deutsche Entspre-
chung bietet die IGM, sie erfüllt her-
vorragend die Rolle, die Neuausrich-
tung der hochproduktiven deutschen
Industrie über die Jahrzehnte beglei-
tet und moderiert zu haben. Doch der
kapitalistische Produktionsprozess
hat sich in der Zeit stark verändert. In
den gegenwärtigen weltweiten Pro-
duktionsketten und Dienstleistungs-
wolken sind viele neue Berufsbilder
um immer mehr strategisch wichtige
Knotenpunkte entstanden. Dazu kom-
men Spezialisten und Experten, die
sich selbst ehemals außerhalb der Ar-
beiterklasse gesehen haben und mitt-
lerweile immer offensichtlicher pro-
letarisiert wurden (Lokführer, Lehrer,
teilweise sind Ingenieure, Architek-
ten, Techniker, bis hin zu Ärzten von
dieser Entwicklung betroffen). Aus
diesen Bereichen nähren sich die
Spartengewerkschaften.

Dabei ist auffällig, dass sie beson-
ders häufig genau mit dieser strategi-
schen Macht drohen, um im umge-
kehrten Verhältnis zu ihrer Größe eine
relativ große Verhandlungsmacht auf-
zubauen. Was diese "Strategische
Macht" politisch bedeutet, gucken
wir uns weiter unten an. Vorher soll-
ten wir uns noch etwas intensiver mit
der Frage der gewerkschaftlichen
Konkurrenz beschäftigen.

Der Streik der Lokführer hatte ge-
zeigt, dass eine kleine Spartenge-
werkschaft ohne großen bürokrati-
schen Apparat und nach Jahrzehnten
Dornröschenschlaf mit keiner Strei-
kerfahrung mehr Raum für die Eige-
ninitiative der ArbeiterInnen ließ.
Dies drückte sich gleich in den Forde-
rungen aus, die sich entgegen der Lo-
gik solcher Spartengewerkschaften
nicht nur exklusiv auf die Lokführer
beschränken sollte, sondern auch für
das mitfahrende Zugbegleitpersonal
gelten sollte. Es ist kein Wunder, dass
diese Forderung von der GdL als er-
stes am Verhandlungstisch fallen ge-

lassen wurde. Die Eigeninitiative der
Lokführer und die Kuschelpolitik der
Transnet (konkurrierende DGB Ge-
werkschaft) mit dem DB Vorstand
versetzte die bürgerliche Linke in
Aufregung. Unterstützen wir die
DGB-Einheitsgewerkschaften und
wehren uns gegen die Aufspaltung
oder fördern wir die kämpferischen
Gewerkschaften, wie damals die
GdL?

Die meisten sogenannten Links-
gewerkschafter haben diese Frage
mittlerweile pragmatisch entschie-
den: Die gewerkschaftliche Konkur-
renz tut auch dem DGB gut, wir brau-
chen insgesamt kämpferischere Ge-
werkschaften. Diese Haltung drückt
sehr gut die Befürchtung aus, dass die
Gewerkschaften ihre Funktion, die
Arbeiterklasse im Auftrag des Kapi-
tals zu kontrollieren, insgesamt ver-
lieren könnten.

Die Spartengewerkschaften er-
scheinen kämpferischer. Somit müs-
sen wir uns nun der Frage zuwenden,
was heißt "kämpferischer"? Es sollte
klar sein, dass dies nicht statistisch an
Streiktagen zu messen ist, hier schla-
gen die Warnstreiks von Verdi und
IGM durch Masse immer durch.
Diese Frage lässt sich nur qualitativ
beantworten: wird der politische
Lernprozess des Proletariats gestärkt.
[Stärkung der Arbeitermacht, Ent-
wicklung des Klassenbewusstseins]

Produktionsmacht - die Quelle des
Lernprozesses des Proletariats?

Die Fraport hatte sich mit enor-
men Aufwand auf den Streik vorbe-
reitet und so die Ausfälle von Lan-
dungen und Starts kleiner als be-
fürchtet gehalten; doch zeigte auch
dieser Streik, was 200 ArbeiterInnen
an einer strategisch günstigen Situa-
tion für die Funktionsweise des Pro-
duktionsprozesses bedeuten können.
Wie wirkt sich diese Produktions-
macht [2] auf die anderen ArbeiterIn-
nen aus? Sind solch spektakuläre Ak-
tionen der Beginn eines tieferen Be-
wusstseinsprozesses?

Die Macht der ArbeiterInnen zeigt
sich dort, wo Streiks sich ausweiten,
wo sie Berufsgruppen überspringen,
wo sie ArbeiterInnen zusammenbrin-
gen, wo sie das Werk verlassen und
sich über verschiedene Branchen aus-
breiten. Dies drückt sich nicht nur in
der Form der Ausweitung aus, son-
dern auch in der Beteiligung der Ar-
beiterInnen, das Zusammenkommen
um zu diskutieren, hier bekommt der
Streik eine politische (und kulturelle)
Dimension, das gemeinsame Lernen,
Erfahrungen austauschen, Ideen ent-
wickeln usw. Die Kampfbewegung
selbst ist durchzogen von kollektiven
Lern-, Emanzipations- und Bewusst-

seinsprozessen innerhalb des Proleta-
riats als Klasse. Dies ist die Quelle ih-
rer politischen Kraft, die notwendig
ist, um die Revolution zu machen.
Das Proletariat ist die erste ausgebeu-
tete Klasse in der Geschichte, die die
Revolution machen kann. Sie ist die
erste Klasse, die sich nicht aufgrund
einer neuen ökonomischen Struktur
herausbildet, um die Ausbeutung zu
optimieren, sondern um diese abzu-
schaffen. Ihre Macht ist daher primär
eine im weitesten Sinne politische.
Umso drängender die Frage: Woher
kommt die Vorstellung, dass die Ar-
beitermacht eine technische Figur der
"strategischen Macht im Produktions-
prozess" sei?

Als die Arbeiterklasse um 1968
mit vielfältigen massiven Kämpfen
als politische Kraft wieder auf der
Bühne erschien, bestand ihre Stärke
genau darin, weite Teile der Gesell-
schaft in ihren Bann zu ziehen. Die
Kämpfe der Industriearbeiter ani-
mierten die Kämpfe der Landarbeiter
und umgekehrt, künstlerische Berufe,
Versicherungsangestellte, öffentli-
cher Sektor bis hin zu Technikern in
Kraftwerken - die Macht der Arbei-
terklasse bestand in ihrer Breite und
Vielfältigkeit, was auch für ihre
Kampfformen galt. [3] Ein Teil der
neuen Linken begab sich auf die Su-
che nach der Achillesferse der kapita-
listischen Produktion. Der Operais-
mus [4]  theoretisierte eine der viel-
fältigen kreativen Formen, die der Ar-
beiterkampf zu dieser Zeit angenom-
men hatte. Dies basierte auf der Er-
fahrung der Kämpfe um den "heißen
Herbst" 1969 in Italien, dass be-
stimmte Arbeitersegmente "den ge-
samten Zyklus des Kapitals lahm le-
gen könnten" (für Leute die tiefer mit
der Begrifflichkeit der Operaisten
vertraut sind: dass eine bestimmte
Kapitalzusammensetzung eine be-
stimmte Klassenzusammensetzung
hervorbringen würde). Diese Arbei-
tersegmente wurden als zentrale oder
ziehende Sektoren bestimmt. Diese
quasi Arbeiteravantgarden seien die
Vorhut der Kämpfe zur Revolution. In
sogenannten Untersuchungen wurde
versucht festzustellen, wo genau sol-
che strategischen Punkte im Produk-
tionsprozess seien und wie die Arbei-
terInnen sich dort verhalten würden.
Mit der Theoretisierung dieser Fra-
gestellung wurde eine taktische Frage
im Arbeiterkampf aus ihrem politi-
schen Kontext herausgelöst. Verrück-
terweise überschnitt sich an dieser
Stelle die linksradikale Kritik des
Operaismus häufig mit den Ansichten
der verhassten stalinistischen Organi-
sationen, die ihre Agitation stark auf
den blue-collar-worker ausrichteten,
was den Operaismus darin bestärkte,

jede politische Dimension zu verteu-
feln. Die politische Dimension der
Arbeitermacht wurde auf eine sozio-
logisch-empirische (und technische)
im rein ökonomischen Kampf zu-
rechtgestutzt.

Der politische Gang in die Fa-
brik, um die Arbeiterklasse zu unter-
suchen (wie die Operaisten) oder zu
agitieren (wie die K-Gruppen), ist
heute nur noch Gegenstand von aka-
demischen Untersuchungen [siehe
das Buch Jan Ole Arps, Frühschicht.
Linke Fabrikintervention in den 70er
Jahren]. Die Produktionsmacht [5]
wird heute von den Spartengewerk-
schaften eingesetzt, und dieser An-
satz unterstützt ihre Aufgabe, die Ar-
beiterInnen voneinander zu trennen
statt sie zusammenzubringen.

Arbeitersolidarität
Die linksradikale Hoffnung auf

"ziehende Sektoren" wird bei ihnen
umgedreht, statt Solidarität organi-
siert die Gewerkschaft den Streik ge-
gen die Masse der zumeist schlech-
ter bezahlten ca 70.000 ArbeiterIn-
nen am Frankfurter Flughafen. Die
Solidarität ist ein Wesensmerkmal
der Arbeiterklasse. Bei einem Fort-
schreiten des Klassenbewusstseins
werden sich die ArbeiterInnen be-
wusst, dass sie Teil einer Klasse
sind. Die einzelnen Sparten, Bran-
chen und Berufsfelder gehen in der
politischen Figur der Arbeiterklasse
auf. In dieser Einheit entfaltet sich
erst die Vielfältigkeit und Kreativität
der ArbeiterInnen. Die gegenseitige
Unterstützung und Hilfestellung
sind praktischer Ausdruck einer So-
lidarität der Masse. Diese Masse ist
nicht allein eine Frage der Quantität,
sondern auch der Qualität. In dem
bewussten Bezug auf weitere Teile
der Arbeiterklasse über die bürger-
lich-kapitalistischen Grenzen hin-
weg liegt die Stärke der Arbeiterso-
lidarität. Der Aufruf zum "Solida-
ritätsstreik" für ein Dutzend Tower-
lotsen erscheint so rum nur noch als
Farce dieser Idee. Dennoch gilt es zu
betonen, dass unsere volle Solida-
rität den streikenden ArbeiterInnen
gilt. Wir wissen, dass auch im Klam-
mergriff der Gewerkschaften die Ar-
beiterInnen versuchen den Streik
weiterzutragen. Diese Dynamik po-
litisch durch Interventionen zu un-
terstützen, ist eine unserer Aufga-
ben. Genauere Informationen über
die VorfeldarbeiterInnen liegen uns
nicht vor. Doch für einige Lokführer
war es selbstverständlich, während
des BVG-Streiks vor den Toren ei-

Schluss auf S. 7
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